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Vorbemerkung 

Obwohl der folgende Verordnungsentwurf sowohl das Zentrum als auch die Stiftung betrifft, wird nur auf 
das Zentrum Bezug genommen. 

— Die Verordnung Nr. 1365/75 des Rates über die Gründung der Stiftung wurde erst am 26. Mai 1975 förm- 
lich erlassen. 

— Die Finanzbestimmungen der Verordnung zur Gründung des Zentrums (Artikel 10 bis 12) und der 
Verordnung über die Errichtung der Stiftung (Artikel 14 bis 16) sind identisch. 

In der Spalte „Erläuterungen" wird jedoch auf die Stiftung Bezug genommen, wenn eine Finanzbestimmung 
des Entwurfs auf einer nicht speziell finanziellen Bestimmung der Verordnung über die Errichtung der 
Stiftung basiert. 
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Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Entwurf einer Verordnung betreffend Finanz Vorschriften 
für das Europäische Zentrum für die 
Förderung der Berufsbildung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 209, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 337/75 des 
Rates vom 10. Februar 1975 über die Errichtung 
eines Europäischen Zentrums für die Förderung der 
Berufsbildung, 

[gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 
des Rates vom 26. Mai 1975 über die Gründung einer 
Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen]. 


Artikel 209 des EWG-Vertrages 

Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommis- 
sion folgendes fest: 

a) Die Haushaltsordnung, in der insbesondere die 
Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans 
sowie die Rechnungslegung und Rechnungsprü- 
fung im einzelnen geregelt werden. 

Verordnung (EWG) Nr. 337/75 (nachstehend Grund- 
verordnung) : 

Artikel 12 

1. Die für das Zentrum geltenden Finanzvorschrif- 
ten werden nach Artikel 209 des Vertrags erlas- 
sen. 

In das Ratsprotokoll aufzunehmende Erklärung: 

— Zu Artikel 12 Absatz 1 : 

Die Kommission erklärt folgendes: 

Die Kommission beabsichtigt, in den für das Zentrum 
geltenden Finanzvorschriften, die sie vorschlagen 
wird, nur so weit von der allgemeinen Haushalts- 
ordnung abzuweichen, wie dies für die Tätigkeit 
des Zentrums erforderlich ist. 

Die Kommission holt im Zuge der Ausarbeitung der 
Finanzvorschriften zumindest soweit wie möglich 
und auf jeden Fall bei etwaigen späteren Überarbei- 
tungen die Stellungnahme des Verwaltungsrates des 
Zentrums ein. 


auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe . . . 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Haushalts Ordnung 

vom 25. April 1973 für den Gesamt- 
haushaltsplan der Europäischen Ge- 
meinschaften 


Entwurf einer Verordnung 
betreffend Finanzvorschriften 
für das Zentrum 

TITEL I 

Allgemeine Grundsätze 


Erläuterungen 


Artikel 1 


Artikel 1 


Grundverordnung : 


(1) Durch den Haushaltsplan der 
Europäischen Gemeinschaften - im 
folgenden „Haushaltsplan" genannt - 
werden die voraussichtlichen Einnah- 
men und Ausgaben der Gemeinschaf- 
ten für jedes Haushaltsjahr veran- 
schlagt und im voraus bewilligt. Im 
Sinne dieser Haushaltsordnung um- 
fassen die Einnahmen und Ausgaben 
der Gemeinschaften folgendes: 

— die Verwaltungsausgaben der 
Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und die entspre- 
chenden Einnahmen, 

— die Einnahmen und Ausgaben der 
Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, 

— die Einnahmen und Ausgaben der 
Europäischen Atomgemeinschaft 
mit Ausnahme derjenigen der Ver- 
sorgungsagentur und der gemein- 
samen Unternehmen. 


(1) Jedes Jahr werden in einem Ein- 
nahmen- und Ausgabenplan die vor- 
aussichtlichen Einnahmen und Aus- 
gaben des Europäischen Zentrums für 
die Förderung der Berufsbildung 
(nachstehend Zentrum) veranschlagt 
und bewilligt. 


Artikel 10 

Der Verwaltungsrat stellt 
für jedes Haushaltsjahr 
einen vollständigen Ein- 
nahmen- und Ausgaben- 
plan auf, der auszuglei- 
chen ist. Haushaltsjahr ist 
das Kalenderjahr. 


Die vorerwähnten Ausgaben umfas- 
sen die Ausgaben, die sich aus der 
Tätigkeit der Organe ergeben und die 
in dem in Artikel 15 Absatz 4 vorge- 
sehenen Eingliederungsplan grund- 
sätzlich anerkannt werden. 


(2) Im Sinne dieser Haushaltsord- 
nung umfassen die Forschungs- und 
Investitionsausgaben alle Ausgaben, 
die auf Grund des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Atom- 
gemeinschaft und der Durchführungs- 
bestimmungen zu diesem Vertrag un- 
ter dem Haushaltsplan verbucht wer- 
den können, insbesondere: 

— die Ausgaben für die Durchfüh- 
rung des Forschungs- und Ausbil- 
dungsprogramms der Gemein- 
schaft, 

— die etwaige Beteiligung am Kapi- 
tal der Versorgungsagentur und 
an deren Investitionsausgaben, 

— die Ausgaben für die Ausrüstung 
der Lehranstalten, 

— • die etwaige Beteiligung an den 
gemeinsamen Unternehmen und an 
bestimmten gemeinsamen Vorha- 
ben, 
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— die Beteiligung der Kommission an 
Schürfungsvorhaben in den Ho- 
heitsgebieten der Mitgliedstaaten 
gemäß Artikel 70 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft sowie die Fi- 
nanzierung der Sicherheitsbestän- 
de, deren Einrichtung gegebenen- 
falls auf Grund von Artikel 72 des 
Vertrages beschlossen wird, 

— die gewährten Darlehen und die 
damit zusammenhängenden Bela- 
stungen, 

— die Rückzahlung von Darlehen und 
die damit zusammenhängenden Be- 
lastungen 

und alle sonstigen Ausgaben für vom 
Rat beschlossene Tätigkeiten. 

(3) Unbeschadet der Artikel 95, 104 
und 107 können Ausgaben für einen 
das Haushaltsjahr überschreitenden 
Zeitraum nur nach Maßgabe der im 
Haushaltsplan vorgesehenen beson- 
deren Einzelheiten bewilligt werden. 

Die Verwaltungsausgaben im Zusam- 
menhang mit Verträgen, die nach den 
örtlichen Gepflogenheiten für eine die 
Dauer des Haushaltsjahres überschrei- 
tende Laufzeit geschlossen werden, 
fallen nicht unter Unterabsatz 1. Diese 
Ausgaben werden unter dem Haus- 
haltsplan des Haushaltsjahres ver- 
bucht, in dem sie getätigt werden. 


(2) Die Ausgaben können für einen 
das Haushaltsjahr überschreitenden 
Zeitraum nur nach Maßgabe der im 
Einnahmen- und Ausgabenplan vor- 
gesehenen besonderen Einzelheiten 
bewilligt werden. 

Die Verwaltungsausgaben im Zusam- 
menhang mit Verträgen, die nach den 
örtlichen Gepflogenheiten für eine die 
Dauer des Haushaltsjahres überschrei- 
tende Laufzeit geschlossen werden, 
fallen nicht unter Unterabsatz 1. Diese 
Ausgaben werden unter dem Einnah- 
men- und Ausgabenplan des Haus- 
haltsjahres verbucht, in dem sie ge- 
tätigt werden. 


Die Artikel 95, 104 und 
107 der Haushaltsordnung 
vom 25. April 1973 für den 
Gesamthaushaltsplan der 
Gemeinschaften (nachste- 
hend allgemeine Haus- 
haltsordnung) betreffen 
die Forschungsmittel, den 
Sozialfonds und den 
EAGFL. 


Artikel 2 

Die Haushaltsmittel sind nach den 
Grundsätzen der Sparsamkeit und der 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfüh- 
rung zu verwenden. 


Artikel 2 

Die in dem Einnahmen- und Ausga- 
benplan eingesetzten Mittel sind nach 
den Grundsätzen der Sparsamkeit und 
der Wirtschaftlichkeit der Haushalts- 
führung zu verwenden. 


Artikel 3 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben 
sind in voller Höhe in den Haushalts- 
plan einzusetzen und in der Haus- 
haltsrechnung auszuweisen. 

Die Gesamteinnahmen dienen zur 
Deckung der Gesamtausgaben, und 
zwar unbeschadet von Artikel 3 Ab- 
satz 4 und Artikel 4 Absatz 6 des 
Beschlusses vom 21. April 1970. 


Artikel 3 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben 
sind in voller Höhe in den Einnah- 
men- und Ausgabenplan einzusetzen 
und in der Abrechnung auszuweisen. 

Die ‘Gesamteinnahmen dienen zur 
Deckung der Gesamtausgaben. 


(2) Abweichend von Absatz 1 Unter- 
absatz 2 dürfen alle Einnahmen mit 
einer bestimmten Zweckwidmung wie 
Einkünfte aus Stiftungen, Subventio- 
nen, Schenkungen und Vermächtnisse 
nicht für einen anderen Zweck ver- 
wendet werden. 


(2) Abweichend von Absatz 1 Unter- 
absatz 2 dürfen alle Einnahmen mit 
einer bestimmten Zweckwidmung, 
wie Einkünfte aus Stiftungen, Sub- 
ventionen, Schenkungen und Ver- 
mächtnisse nicht für einen anderen 
Zweck verwendet werden. 


Beschluß vom 21. April 
1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der 
Mitgliedstaaten durch 
eigene Mittel der Gemein- 
schaften. 
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Die Kommissoin kann alle Zuwendun- 
gen zugunsten der Gemeinschaften 
wie Stiftungen, Subventionen, Schen- 
kungen und Vermächtnisse anneh- 
men. 

Die Annahme von Zuwendungen, die 
mit Belastungen irgendwelcher Art 
verbunden sein können, bedarf der 
Genehmigung des Europäischen Par- 
laments und des Rates, die sich bin- 
nen zwei Monaten nach Eingang des 
Antrags der Kommission hierzu 
äußern. Wird innerhalb dieses Zeit- 
raums kein Einwand erhoben, so ent- 
scheidet die Kommission endgültig 
über die Annahme. 


Nach Unterrichtung der Kommission 
kann der Verwaltungsrat alle Zuwen- 
dungen zugunsten des Zentrums wie 
Stiftungen, Subventionen, Schenkun- 
gen und Vermächtnisse annehmen. 
Die Annahme von Zuwendungen, die 
mit Belastungen irgendwelcher Art 
verbunden sein können, bedarf der 
Genehmigung der Kommission, die 
sich binnen zwei Monaten nach Ein- 
gang des Antrags des Verwaltungs- 
rates hierzu äußert. Wird innerhalb 
dieses Zeitraums kein Einwand erho- 
ben, so entscheidet der Verwaltungs- 
rat endgültig über die Annahme 


Verordnung des Rates 
über die Gründung einer 
Europäischen Stiftung zur 
Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen; 
Artikel 7 Abs. 3: Der Ver- 
waltungsrat „beschließt 
über die Annahme von 
Vermächtnissen, Schen- 
kungen oder Subventio- 
nen, die nicht von der Ge- 
meinschaft stammen". 


Artikel 4 

Einzahlungen oder Auszahlungen dür- 
fen nur im Wege der Verbuchung un- 
ter einem Artikel des Haushaltsplans 
vorgenommen werden. 

Soweit diese Haushaltsordnung nichts 
anderes bestimmt, dürfen Mittelbin- 
dungen nur im Rahmen der für das 
Haushaltsjahr bewilligten Haushalts- 
mittel oder der für spätere Haushalts- 
jahre erteilten Genehmigungen vor- 
genommen werden. 

Auszahlungsanordnungen dürfen nur 
im Rahmen der bewilligten Haushalts- 
mittel erteilt werden. Die Einnahmen 
werden in voller Höhe und ohne An- 
rechnung auf die Ausgaben gebucht, 
soweit Artikel 22 nichts anderes be- 
stimmt. 

Artikel 5 

Das Haushaltsjahr entspricht dem Ka- 
lenderjahr. 

Die Einnahmen eines Haushaltsjahres 
werden auf der Grundlage der bis zum 
31. Dezember festgestellten Forderun- 
gen in der Haushaltsrechnung für die- 
ses Haushaltsjahr ausgewiesen. 

Der Teil der festgestellten Forderun- 
gen des abgelaufenen Haushaltsjah- 
res, der bis zu dem genannten Zeit- 
punkt nicht eingegangen ist, ist bis 
zum 31. Dezember des folgenden 
Haushaltsjahres in dessen Haushalts- 
rechnung als Einnahmerest des vor- 
hergehenden Haushaltsjahres ge- 
trennt und gegliedert nach Artikeln 
auszuweisen. 


Artikel 4 

Einzahlungen oder Auszahlungen 
dürfen nur im Wege der Verbuchung 
unter einem Artikel des Einnahmen- 
und Ausgabenplans vorgenommen 
werden. 

Soweit die vorliegende Verordnung 
nichts anderes bestimmt, dürfen Mit- 
teibindungen nur im Rahmen der für 
das Haushaltsjahr bewilligten Mittel 
oder der für spätere Haushaltsjahre 
erteilten Genehmigungen vorgenom- 
men werden. 

Auszahlungsanordnungen dürfen nur 
im Rahmen der bewilligten Haushalts- 
mittel erteilt werden. Die Einnahmen 
werden in voller Höhe und ohne An- 
rechnung auf die Ausgaben gebucht, 
soweit Artikel 22 nichts anderes be- 
stimmt. 

Artikel 5 

Das Haushaltsjahr entspricht dem 
Kalenderjahr. Die Einnahmen eines 
Haushaltsjahres werden für das Haus- 
haltsjahr ausgewiesen, für das sie 
eingegangen sind. 
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Soweit in den Artikeln 6, 95, 104 und 
111 nichts anderes bestimmt ist, dür- 
fen die bewilligten Mittel nur nach 
vorheriger ordnungsgemäßer Mittel- 
bindung und nur zur Bestreitung von 
Ausgaben des Haushaltsjahres, für 
das sie bewilligt worden sind, sowie 
zur Erfüllung von Zahlungsverpflich- 
tungen aus früheren Haushaltsjahren, 
für die keine Mittel auf das laufende 
Haushaltsjahr übertragen worden 
sind, verwendet werden. 


Soweit in Artikel 6 nichts anderes 
bestimmt ist, dürfen die bewilligten 
Mittel nur nach vorheriger ordnungs- 
gemäßer Mittelbindung und nur zur 
Bestreitung von Ausgaben des Haus- 
haltsjahres, für das sie bewilligt wor- 
den sind sowie zur Erfüllung von 
Zahlungsverpflichtungen aus frühe- 
ren Haushaltsjahren, für die keine 
Mittel auf das laufende Haushaltsjahr 
übertragen worden sind, verwendet 
werden. 


Artikel 95, 104 und 1 1 1 der 
allgemeinen Haushalts- 
ordnung siehe Kommen- 
tar zu Artikel 1 Abs. 2 des 
vorliegenden Entwurfs. 


Die Ausgaben eines Haushaltsjahres 
sind in der Haushaltsrechnung dieses 
Haushaltsjahres auszuweisen, soweit 
die Auszahlungsanordnungen bis zum 
31. Dezember beim Finanzkontrolleur 
eingegangen und die Zahlungen bis 
spätestens zum 15. Januar des darauf- 
folgenden Jahres geleistet worden 
sind. 


Die Ausgaben eines Haushaltsjahres 
sind in der Haushaltsrechnung dieses 
Haushaltsjahres auszuweisen, soweit 
die Auszahlungsanordnungen bis zum 
31. Dezember beim Finanzkontrolleur 
eingegangen und die Zahlungen bis 
spätestens zum 15. Januar des darauf- 
folgenden Jahres geleistet worden 
sind. 


Artikel 6 

(1) a) Die Mittel für die Bezüge und 
Vergütungen der Mitglieder der 
Organe und des Personals können 
nicht übertragen werden. 

b) Die Mittel für Zahlungen, die zum 
31. Dezember noch für nach dem 
15. Dezember eingegangene Zah- 
lungsverpflichtungen für Lieferun- 
gen und Leistungen geschuldet 
werden sowie der am 31. Dezem- 
ber nicht gebundene Teil der Mit- 
tel können nur auf das folgende 
Haushaltsjahr übertragen werden. 

c) Die Mittel, die zur Erfüllung dei 
zwischen dem 1. Januar und dem 
31. Dezember ordnungsgemäß ein- 
gegangenen Zahlungsverpflichtun- 
gen benötigt werden, mit Ausnah- 
me der nach dem 15. Dezember 
eingegangenen Zahlungsverpflich- 
tungen für Lieferungen und Lei- 
stungen, sind nur auf das folgende 
Haushaltsjahr zu übertragen, 

(2) Für die in Absatz 1 Buchstabe b 
genannten Mittel legt die Kommis- 
sion dem Rat vor dem 1. Mai die ord- 
nungsgemäß begründeten Mittelüber- 
tragungsanträge des Europäischen 
Parlaments, des Rates, des Gerichtsho- 
fes und der Kommission vor; sie leitet 
diese Anträge vor dem 1. Mai ferner 
dem Europäischen Parlament zu. 

Sofern der Rat nicht binnen eines 
Monats nach Anhörung des Europäi- 


Artikel 6 

(1) a) Die Mittel für das Personal 
können nicht übertragen werden. 

b) Die am 31. Dezember nicht gebun- 
denen Mittel können nur auf das 
folgende Haushaltsjahr übertragen 
werden. 


c) Die Mittel, die zur Erfüllung der 
zwischen dem 1. Januar und dem 
31. Dezember ordnungsgemäß ein- 
gegangenen Zahlungsverpflichtun- 
gen benötigt werden, sind nur auf 
das folgende Haushaltsjahr zu 
übertragen. 


(2) Für die in Absatz 1 Buchstabe b) 
genannten Mittel müssen die ord- 
nungsgemäß begründeten Mittelüber- 
tragungsanträge der Kommisison vor 
dem 1 . März vorgelegt werden. 


Sofern die Kommissoin nicht binnen 
eines Monats etwas anderes beschlos- 
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sehen Parlaments mit qualifizierter 
Mehrheit etwas anderes beschlossen 
hat, gelten die Mittelübertragungen 
als genehmigt. 

(3) Die am 31. Dezember nicht ver- 
wendeten Einnahmen und verfügba- 
ren Mittel aus den in Artikel 3 Abs. 2 
genannten Zuwendungen sind zu 
übertragen. 

(4) Die in Absatz 1 Buchstabe b ge- 
nannten bis zum 31. Dezember noch, 
nicht gebundenen Mittel, deren Über- 
tragung auf das folgende Haushalts- 
jahr genehmigt worden ist, verfallen, 
soweit sie bis zu dessen Ablauf nicht 
gebunden und ausgezahlt worden 
sind; ausgenommen hiervon sind die 
Mittel der „Abteilung Ausrichtung" 
des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft. 

(5) Abweichend von Absatz 1 sind 
die Mittel der „Abteilung Ausrich- 
tung" des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, die zur Erfüllung der vom 
1. Januar bis 31. Dezember eingegan- 
genen Zahlungsverpflichtungen benö- 
tigt werden, fünf Jahre lang zu über- 
tragen. 

Nach Ablauf dieses Zeitraums kann 
die Kommission dem Rat jedes Jahr 
vor dem 1. Mai eine Liste der weiter- 
hin gebundenen Mittel vorlegen, de- 
ren Übertragung mit ordnungsgemä- 
ßer Begründung beantragt wird. Der 
Rat beschließt hierüber binnen eines 
Monats mit qualifizierter Mehrheit. 
Ergeht bis zum Ablauf dieser Frist 
kein Beschluß, so gelten die Mittel- 
übertragungen als genehmigt. 

(6) Eine Aufstellung der automati- 
schen Übertragungen wird dem Euro- 
päischen Parlament und dem Rat vor 
dem 1. April zur Kenntnisnahme über- 
mittelt. 

(7) Bei der Ausführung des Haus- 
haltsplans wird die Verwendung der 
übertragenen Mittel in der Haushalts- 
rechnung des laufenden Haushalts- 
jahres getrennt und gegliedert nach 
Artikeln ausgewiesen. 

Artikel 7 

Für laufende Verwaltungsaufgaben, 
die unter dem folgenden Haushalts- 


sen hat, gelten die Mittelübertragun- 
gen als genehmigt. 


(3) Die am 31. Dezember nicht ver- 
wendeten Einnahmen und verfüg- 
baren Mittel aus den in Artikel 3 
Absatz 2 genannten Zuwendungen 
sind zu übertragen. 

(4) Die in Absatz 1 Buchstabe b ge- 
nannten bis zum 31. Dezember noch 
nicht gebundenen Mittel, deren Über- 
tragung auf das folgende Haushalts- 
jahr genehmigt worden ist, verfallen, 
soweit sie bis zu dessen Ablauf nicht 
gebunden oder ausgezahlt worden 
sind. 


(5) Eine Aufstellung der automati- 
schen Übertragungen wird der Kom- 
mission vor dem 1. März zur Kennt- 
nisnahme übermittelt. 


(6) Bei der Ausführung des Einnah- 
men- und Ausgabenplans wird die 
Verwendung der übertragenen Mittel 
in der Haushaltsrechnung des laufen- 
den Haushaltsjahres getrennt und ge- 
gliedert nach Artikeln ausgewiesen. 

Artikel 7 

Für laufende Verwaltungsausgaben, 
die unter dem folgenden Haushalts- 
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Jahr zu verbuchen sind und die ihrer 
Art nach am Anfang dieses Haushalts- 
jahres fällig werden, können ab dem 
15. November jeden Jahres im Vor- 
griff Mittelbindungen zu Lasten der 
für das folgende Haushaltsjahr vor- 
gesehenen Mittel vorgenommen wer- 
den, und zwar bis zu höchstens einem 
Viertel der entsprechenden Gesamt- 
mittel des laufenden Haushaltsjahres. 
Dies gilt jedoch nicht für neue Aus- 
gaben, die im Haushaltsplan des lau- 
fenden Haushaltsjahres noch nicht 
grundsätzlich genehmigt worden sind. 


jahr zu verbuchen sind und die ihrer 
Art nach am Anfang dieses Haushalts- 
jahres fällig werden, können ab dem 
15. November jeden Jahres im Vor- 
griff Mittelbindungen zu Lasten der 
für das folgende Haushaltsjahr vor- 
gesehenen Mittel vorgenommen wer- 
den, und zwar bis zu höchstens einem 
Viertel der entsprechenden Gesamt- 
mittel des laufenden Haushaltsjahres. 
Dies gilt jedoch nicht für neue Aus- 
gaben, die im Einnahmen- und Aus- 
gabenplan des laufenden Haushalts- 
jahres noch nicht grundsätzlich geneh- 
migt worden sind. 


Artikel 8 


Artikel 8 


Ist der Haushaltsplan zu Beginn des 
Haushaltsjahres noch nicht endgültig 
festgestellt, so gelten für die Mittel- 
bindungen und Zahlungen von Aus- 
gaben, die im letzten ordnungsgemäß 
verabschiedeten Haushaltsplan grund- 
sätzlich genehmigt worden sind, die 
Bestimmungen von Artikel 78 b des 
Vertrages über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, Artikel 204 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und Artikel 178 
des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinsdiaft. 


Ist der Einnahmen- und Ausgabenplan 
zu Beginn des Haushaltsjahres noch 
nicht endgültig festgestellt, so gelten 
für die Mittelbindungen und Zahlun- 
gen von Ausgaben, die im letzten 
ordnungsgemäß verabschiedeten Ein- 
nahmen- und Ausgabenplan grund- 
sätzlich genehmigt worden sind, die 
Bestimmungen des Artikels 204 des 
Vertrags zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft. 


Die Grundverordnung ist 
eine EWG-Verordnung. 
Ausschlaggebend sind also 
allein die Bestimmungen 
des EWG-Vertrages. 


Die Zahlungen können monatlich je 
Kapitel bis zu einem Zwölftel der Ge- 
samtsumme der für das vorhergehen- 
de Haushaltsjahr unter dem betreffen- 
den Kapitel bewilligten Mittel vor- 
genommen werden, wobei die Kom- 
mission jedoch monatlich höchstens 
über ein Zwölftel der Mittel verfü- 
gen darf, die im Entwurf des Haus- 
haltsplans oder, falls ein solcher nicht 
vorliegt, im Vorentwurf des Haus- 
haltsplans vorgesehen sind. Mittel- 
bindungen können je Kapitel bis zu 
einem Viertel der Gesamtsumme der 
für das vorhergehende Haushaltsjahr 
unter dem betreffenden Kapitel bewil- 
ligten Mittel zuzüglich eines Zwölftels 
je abgelaufener Monat vorgenommen 
werden, wobei jedoch die im Entwurf 
des Haushaltsplans oder, falls ein sol- 
cher nicht vorliegt, im Vorentwurf des 
Haushaltsplans vorgesehenen Mittel 
nicht überschritten werden dürfen. 


Die Zahlungen können monatlich je 
Kapitel bis zu einem Zwölftel der 
Gesamtsumme der für das vorherge- 
hende Haushaltsjahr unter dem be- 
treffenden Kapitel bewilligten Mittel 
vorgenommen werden, wobei das 
Zentrum jedoch monatlich höchstens 
über ein Zwölftel der Mittel verfü- 
gen darf, die im Entwurf des Einnah- 
men- und Ausgabenplans vorgesehen 
sind. Mittelbindungen können je Ka- 
pitel bis zu einem Viertel der Gesamt- 
summe der für das vorhergehende 
Haushaltsjahr unter dem betreffenden 
Kapitel bewilligten Mittel zuzüglich 
eines Zwölftels je abgelaufener Monat 
vorgenommen werden, wobei jedoch 
die im Vorentwurf des Einnahmen- 
und Ausgabenplans vorgesehenen 
Mittel nicht überschritten werden dür- 
fen. 


Unbeschadet des Absatzes 2 kann der 
Rat auf Antrag der Kommission nach 
Anhörung des Europäischen Parla- 
ments mit qualifizierter Mehrheit 
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gleichzeitig die Verwendung von zwei 
oder mehreren vorläufigen Zwölfteln 
genehmigen, soweit die Haushalts- 
führung dies erfordert. 


Artikel 9 


Artikel 9 


Der Haushaltsplan und die Nachtrags- 
oder Berichtigungshaushaltspläne 
werden in ihrer endgültig festgestell- 
ten Form auf Veranlassung des Prä- 
sidenten des Organs, das die endgül- 
tige Feststellung dieser Haushaltsplä- 
ne festgestellt hat, im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften veröf- 
fentlicht. 


Der Einnahmen- und Ausgabenplan 
des Zentrums und der Stellenplan 
werden zur Unterrichtung gleichzeitig 
mit dem Haushaltsplan der Gemein- 
schaften im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften veröffentlicht. 


In das Ratsprotokoll auf- 
zunehmende Erklärung zu 
Artikel 11 Abs. 3 der 
Grundver Ordnung. 

Der Rat erklärt folgendes: 
Der Einnahmen- und Aus- 
gabenplan des Zentrums 
und der Stellenplan wer- 
den zur Unterrichtung 
gleichzeitig mit dem Haus- 
haltsplan der Gemein- 
schaften im Amtsblatt der 
Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlicht. 


Artikel 10 

(1) Der Haushaltsplan wird in Rech- 
nungseinheiten aufgestelltf der Wert 
der Rechnungseinheit beträgt 
0,88867088 g Feingold. 


(2) Wird die Parität der Währung 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten 
gegenüber der Rechnungseinheit ge- 
ändert, so kann die Kommission dem 
Rat binnen zwei Monaten nach dieser 
Paritätsänderung einen Vorentwurf 
für einen Berichtigungshaushaltsplan 
zur Anpassung der in Rechnungsein- 
heiten veranschlagten Mittel und Ein- 
nahmen vorlegen, damit der Umfang 
der im Haushaltsplan vorgesehenen 
Leistungen unverändert bleibt. Die 
Anpassung der Einnahmen erfolgt ge- 
mäß Titel III Abschnitt II. 


Artikel 10 

Der Einnahmen- und Ausgabenplan 
wird in Rechnungseinheiten aufge- 
stellt. Der Wert der Rechnungseinheit 
ist derjenige, der in der Haushaltsord- 
nung für den Gesamthaushalt der Ge- 
meinschaften definiert ist. 
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TITEL II 

Aufstellung und Gliederung 
des Haushaltsplans 

ABSCHNITT I 

Aufstellung des Haushaltsplans 

Artikel 11 

Das Europäische Parlament, der Rat 
und der Gerichtshof stellen vor dem 
1. Juli eines jeden Jahres einen Haus- 
haltsvoranschlag ihrer Ausgaben und 
eigenen Einnahmen für das folgende 
Jahr auf. 

Der Kontrollausschuß und der Rech- 
nungsprüfer der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl über- 
mitteln dem Europäischen Parlament 
und dem Rat vor diesem Termin einen 
Haushaltsvoranschlag ihrer Ausgaben 
und eigenen Einnahmen für das fol- 
gende Jahr. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
übermittelt dem Rat vor diesem Ter- 
min einen Haushaltsvoranschlag sei- 
ner Ausgaben und eigenen Einnah- 
men für das folgende Jahr. 

Diese Haushaltsvoranschläge werden 
der Kommission sowie - zur Kenntnis- 
nahme - dem Rat spätestens am 1. Juli 
übermittelt. 

(4) Soweit erforderlich, kann die 
Kommission auf Antrag des Europäi- 
schen Parlaments, des Rates oder des 
Gerichtshofes Vorentwürfe für Nach- 
trags- und Berichtigungshaushaltsplä- 
ne vorlegen. Diese Haushaltspläne 
werden in der gleichen Form und nach 
dem gleichen Verfahren vorgelegt, 
geprüft, aufgestellt und endgültig fest- 
gestellt wie der Haushaltsplan, dessen 
Ansätze durch sie geändert werden. 
Sie sind unter Bezugnahme auf den 
betreffenden Haushaltsplan zu be- 
gründen. Die zuständigen Stellen be- 
raten hierüber unter Berücksichtigung 
der Dringlichkeit. Jeder Vorentwurf 
eines Nachtragshaushaltsplans ist dem 
Rat in der Regel spätestens zu dem 
Zeitpunkt vorzulegen, der für die 
Vorlage des Vorentwurfs des Haus- 
haltsplans für das folgende Haushalts- 
jahr vorgesehen ist. 


TITEL II 

Aufstellung und Gliederung 
des Einnahmen- und Ausgabenplans 


Artikel 11 

(1) Spätestens am 31. März übermit- 
telt der Verwaltungsrat des Zentrums 
der Kommission einen Voranschlag 
der Einnahmen und Ausgaben des 
Zentrums für das folgende Jahr. Die- 
ser Voranschlag enthält einen Stel- 
lenplan. 


(2) Der Verwaltungsrat des Zen- 
trums kann der Kommission Vorent- 
würfe von Nachtrags- und Berichti- 
gungsplänen vorlegen. Diese Pläne 
werden in der gleichen Form und 
nach dem gleichen Verfahren aufge- 
stellt und erlassen wie der Plan, des- 
sen Mittelansätze sie ändern. Sie müs- 
sen gegenüber dem letzteren begrün- 
det sein. 

(3) Falls notwendig, kann die Kom- 
mission der Haushalsbehörde die ge- 
eigneten Maßnahmen vorschlagen, um 
alle zweckdienlichen Änderungen an 
dem im Haushaltsplan der Gemein- 
schaften eingesetzen Zuschuß gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 vorzunehmen. 

Die zuständigen Stellen beraten dar- 
über unter Berücksichtigung der Dring- 
lichkeit. Jeder Nachtragsvoranschlag 
muß der Kommisison in der Regel 
spätestens bis zu dem Zeitpunkt vor- 
gelegt werden, der für die Vorlage 
des Voranschlags für das folgende 
Haushaltsjahr vorgesehen ist. 


Grundverordnung : 


Artikel 11 

(1) Der Verwaltungsrat 
übermittelt der Kommis- 
sion spätestens am 31. 
März jeden Jahres den 
Voranschlag seiner Ein- 
nahmen und Ausgaben. 
Dieser Voranschlag, der 
einen Stellenplan enthält, 
wird von der Kommission 
zusammen mit dem Vor- 
entwurf des Haushalts- 
plans der Europäischen 
Gemeinschaften an den 
Rat weitergeleitet. 

N.B. 

Die Nachtragspläne kön- 
nen auch von der Haus- 
haltsbehörde nach dem 
Verfahren der Übertra- 
gung von Kapitel zu Ka- 
pitel „geprüft'' und „auf- 
gestellt" werden (siehe 
Artikel 13). 
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Artikel 12 

(1) Die Kommission faßt die in Arti- 
kel 1 1 genannten Haushaltsvoran- 
schläge in dem Vorentwurf des Haus- 
haltsplans zusammen, den sie dem 
Rat spätestens am 1. September eines 
jeden Jahres vorlegt. 

(2) Jedem Einzelplan des Vorent- 
wurfs des Haushaltsplans geht eine 
von dem betreffenden Organ verfaßte 
Einleitung voran. 

(3) Der Vorentwurf des Haushalts- 
plans ist durch folgende Unterlagen zu 
ergänzen: 

— für jede Laufbahngruppe eine 
Organisations- und Personalüber- 
sicht, aus der die Planstellen und 
der tatsächliche Personalbestand 
zum Zeitpunkt der Vorlage des 
Vorentwurfs des Haushaltsplans 
hervorgehen, und zwar getrennt 
nach Laufbahn und Verwaltungs- 
einheit oder, bei den Forschungs- 
anstalten der Gemeinsamen For- 
schungsstelle, nach großen opera- 
tioneilen Einheiten; 

— bei Änderung des Personalbe- 
stands eine Begründung für jeden 
neuen Stellenantrag; 

— ein monatlicher Voranschlag der 
Kassenauszahlungen und -einzah- 
lungen; 

— eine Tabelle, aus der für die Abtei- 
lung Ausrichtung des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft folgendes 
zu entnehmen ist: 

a) der Stand der Mittelbindungen 
und Zahlungen zum 31. Dezem- 
ber des abgelaufenen Jahres 
und zum 1. September des lau- 
fenden Jahres, 

b) ein Fälligkeitsplan für die vor- 
aussichtlichen Zahlungen bis 
zum Ende des laufenden Jahres, 

c) die Vorausschätzungen über die 
Zahlungen für die spätereren 
Haushaltsjahre. 

(4) Die Kommission stellt dem Vor- 
entwurf des Haushaltsplans eine all- 
gemeine Einleitung voran, die insbe- 
sondere folgendes enthält: 

— die die Mittelanforderungen be- 
gründenden Zielvorstellungen, 

— die Erklärung für die Veränderun- 
gen bei den Mittelansätzen von 
einem Haushaltsjahr zum anderen. 


Artikel 12 

(1) Der Vorentwurf des Einnahmen- 

und Ausgabenplans ist durch folgende 

Unterlagen ergänzt: 

— einen Stellenplan, der für jede 
Laufbahngruppe einen Organisa- 
tionsplan enthält, aus dem die 
Planstellen und der tatsächliche 
Personalbestand zum Zeitpunkt 
der Vorlage des Vorentwurfs des 
Einnahmen- und Ausgabenplans 
hervorgehen. 

— bei Änderung des Personalbe- 
stands eine Begründung für jeden 
neuen Stellenantrag; 

— einen quartalsmäßigen Voran- siehe Artikel 26 des Vor- 
schlag der Kassenauszahlungen liegenden Entwurfs. 

und -einzahlungen. 


(2) Der Verwaltungsrat stellt dem 
Vorentwurf eine allgemeine Einlei- 
tung voran, die insbesondere folgen- 
des enthält: 

— die die Mittelanforderungen be- 
gründenden Zielvorstellungen, 

— die Erklärung für die Veränderun- 
gen bei den Mittelansätzen von 
einem Haushaltsjahr zum anderen. 
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Die Kommission fügt dem Vorent- 
wurf des Haushaltsplans ferner eine 
Stellungnahme zu den Haushaltsvor- 
anschlägen der anderen Organe bei; 
diese Stellungnahme kann abweichen- 
de Voranschläge enthalten, die ord- 
nungsgemäß begründet sein müssen. 

(5) Die Kommission kann gegebenen- 
falls auf Antrag des Europäischen Par- 
laments, des Rates oder des Gerichts- 
hofes vor der Annahme des Haus- 
haltsplans Änderungsvorschläge un- 
terbreiten, die zusätzlich bekanntge- 
wordenen Tatsachen Rechnung tragen. 


Artikel 12 a 

(5) Die endgültige Feststellung des 
Haushaltsplans kommt für jeden ein- 
zelnen Mitgliedstaat der Verpflichtung 
gleich, der Kommission die Beiträge 
nach den in dieser Haushaltsordnung 
festgesetzten Modalitäten zur Verfü- 
gung zu stellen. 


Außerdem fügt die Kommission dem 
Vorentwurf eine Stellungnahme bei, 
die abweichende Vorschläge enthal- 
ten kann, die ordnungsgemäß begrün- 
det sein müssen. 


(3) Die Kommission kann gegebe- 
nenfalls auf Antrag des Verwaltungs- 
rats vor der Annahme des Haushalts- 
plans der Gemeinschaften Änderungs- 
vorschläge unterbreiten, die zusätz- 
lich bekanntgewordenen Tatsachen 
Rechnung tragen. 


Artikel 13 

(1) Der für das Zentrum bestimmte 
Zuschuß wird nach den in dieser Ver- 
ordnung festgelegten Modalitäten be- 
reitgestellt. 

(2) Für diesen Zuschuß gilt das für 
Mittelübertragungen von Kapitel zu 
Kapitel angewandte Verfahren. 


Artikel 13 

Der Rat stellt den Entwurf des Haus- 
haltsplans nach dem Verfahren der 
Artikel 78 und 78 A des Vertrages 
über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, der 
Artikel 203 und 203 a des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Artikel 
177 und 177 a des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Atomgemein- 
schaft auf. 


Der Rat leitet diesen Entwurf dem 
Europäischen Parlament zu, das spä- 
testens am 5. Oktober hiermit befaßt 
sein muß. Er fügt eine Begründung 
bei, in der insbesondere folgendes 
dargelegt wird: 

— die Übereinstimmung zwischen den 
wichtigsten Vorhaben der Gemein- 
schaften und den Mittelanforde- 
rungen, 

— die Änderungen der Mittelansätze 
gegenüber dem vorausgegangenen 
Haushaltsjahr, 

— die Gründe, aus denen der Rat ge- 
gebenenfalls vom Vorentwurf des 
Haushaltsplans abgewichen ist. 


Artikel 11 der Grundver- 
ordnung; 

(2) Jedes Jahr wird in 
den Haushaltsplan der 
Europäischen Gemein- 
schaften unter einem be- 
sonderen Haushaltsansatz 
ein für das Zentrum be- 
stimmter Zuschuß einge- 
setzt. 

Für diesen Zuschuß gilt 
das für Mittelübertragun- 
gen von Kapitel zu Kapi- 
tel angewandte Verfahren. 


siehe Artikel 11 des vor- 
liegenden Entwurfs. 
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Artikel 14 

Der Haushaltsplan wird gemäß den 
Artikeln 78 und 78 A des Vertrages 
über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
den Artikeln 203 und 203 a des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den Ar- 
tikeln 177 und 177 a des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Atom- 
gemeinschaft endgültig festgestelit. 


Artikel 14 

Vor Beginn des Haushaltsjahres legt 
der Verwaltungsrat den Einnahmen- 
und Ausgabenplan fest und paßt ihn 
dem von der Haushaltsbehörde be- 
willigten Zuschuß an. 

Der auf diese Weise festgelegte Vor- 
anschlag wird der Kommission unver- 
züglich zugeleitet. 


ABSCHNITT II 

Gliederung des Haushaltplans 

Artikel 15 

(1) Der Haushaltsplan besteht aus 
Einzelplänen, die jeweils die Einnah- 
men und Ausgaben des Europäischen 
Parlaments, des Rates, der Kommis- 
sion oder des Gerichtshofs umfassen. 

Die Einnahmen und Ausgaben des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 
werden im Anhang zum Einzelpian 
des Rates veranschlagt. Die Einnah- 
men und Ausgaben des Kontrollaus- 
schusses und des Rechnungsprüfers 
der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl werden je zur Hälfte 
in den Einzelplan des Rates und in 
den Einzelplan des Europäischen Par- 
laments eingesetzt. 

Die Einnahmen und Ausgaben des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses, 
des Kontrollausschusses und des Rech- 
nungsprüfers der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl wer- 
den in Form von Einnahmen- und 
Ausgabenplänen vorgelegt, die in der 
gleichen Weise gegliedert sind wie 
die Einzelpläne und denselben Vor- 
schriften unterliegen. Die Einnahmen- 
und Ausgabenpläne werden dem Ein- 
zelplan des Rates als Anhang beige- 
fügt. 

(2) Innerhalb eines jeden Einzelplans 
werden die Einnahmen und Ausgaben 
nach Art oder Bestimmung in Titel, 
Kapitel, Artikel und Posten geglie- 
dert. 

(3) Jeder Einzelplan kann ein Kapi- 
tel für vorläufig eingesetzte nicht 
zweckgebundene Mittel und ein Kapi- 
tel für nicht besonders vorgesehene 
Ausgaben enthalten. Die Mittel dieser 
Kapitel dürfen nur im Wege von Mit- 
telübertragungen nach dem Verfahren 
des Artikels 21 verwendet werden. 


Grundverordnung, Artikel 
11 : 

(3) Der Verwaltungsrat 
legt den Einnahmen- und 
Ausgabenplan vor Beginn 
des Haushaltsjahres fest 
und paßt ihn dem von der 
Haushaltsbehörde bewil- 
ligten Zuschuß an. Der auf 
diese Weise festgelegte 
Voranschlag wird von der 
Kommission an die Haus- 
haltsbehörde weitergelei- 
tet. 
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Artikel 16 


Artikel 15 


Für jedes Organ muß aus dem ent- 
sprechenden Teil des Haushaltsplans 
folgendes zu ersehen sein: 

a) die für das betreffende Haushalts- 
jahr veranschlagten Haushaltsmit- 
tel, geordnet nach Titeln, Kapiteln, 
Artikeln und Posten entsprechend 
einer auf dem Dezimalsystem be- 
ruhenden Gliederung; 

b) nach der gleichen Gliederung die 
für das vorhergehende Haushalts- 
jahr bewilligten Mittel und die 
tatsächlichen Ausgaben des letzten 
abgeschlossenen Haushaltsjahres 
zuzüglich der Mittelübertragungen; 

c) die entsprechenden Erläuterungen 
zu den einzelnen Unterteilungen; 
diese Erläuterungen können bin- 
dend sein, doch ist dies dann aus- 
drücklich anzugeben; 

d) im Anhang ein Stellenplan, in dem 
die Anzahl der Planstellen nach 
Besoldungsgruppen in jeder Lauf- 
bahngruppe und Sonderlaufbahn 
festgesetzt ist; 

e) im Anhang zum Einzelplan der 
Kommission ein nach Laufbahn- 
gruppen und Besoldungsgruppen 
gegliederter Stellenplan der Beam- 
ten, Anlagenbediensteten der Ge- 
meinsamen Forschungsstelle und 
Bediensteten auf Zeit in Dauer- 
planstellen, die im Rahmen der 
Haushaltsmittel besetzbar sind. 

Beim wissenschaftlichen und tech- 
nischen Personal kann die Gliede- 
‘ rung jedoch nach Maßgabe der in 
jedem Haushaltsplan festgelegten 
Bedingungen nach Gruppen von 
Besoldungsgruppen vorgenommen 
werden. Der Personalbestand der 
Beamten mit hoher, wissenschaft- 
licher oder technischer Qualifika- 
tion, denen nach Maßgabe der Son- 
dervorschriften des Statuts beson- 
dere Vorteile gewährt werden, ist 
im Stellenplan gesondert anzuge- 
ben. 

Der Stellenplan bildet für jedes Organ 
eine Höchstgrenze, über die hinaus 
keine Ernennung vorgenommen wer- 
den darf. 


Der Einnahmen- und Ausgabenplan 
besteht aus Titeln, Kapiteln, Artikeln 
und Posten je nach der Art und der 
Bestimmung der Einnahme oder der 
Ausgabe. Aus dem Plan muß folgen- 
des zu ersehen sein: 

a) die für das betreffende Haushalts- 
jahr veranschlagten Mittel, geord- 
net nach Titeln, Kapiteln, Artikeln 
und Posten entsprechend einer auf 
dem Dezimalsystem beruhenden 
Gliederung: 

b) nach der gleichen Gliederungi die 
für das vorhergehende Haushalts- 
jahr bewilligten Mittel und die 
tatsächlichen Ausgaben des letzten 
abgeschlossenen Haushaltsjahres 
zuzüglich der Mittelübertragungen; 

c) die entsprechenden Erläuterungen 
zu den einzelnen Unterteilungen; 
diese Erläuterungen können bin- 
dend sein, doch ist dies dann aus- 
drücklich anzugeben; 

d) im Anhang ein Stellenplan, in dem 
die Anzahl der Planstellen nach 
Besoldungsgruppen in jeder Lauf- 
bahngruppe und Sonderlaufbahn 
festgesetzt ist. 


Artikel 16 

Der von der Haushaltsbehörde fest- 
gelegte Stellenplan bildet für das 
Zentrum eine Höchstgrenze, über die 
hinaus keine Ernennung vorgenom- 
men werden darf. 


Artikel 11 Abs. 2 der 
Grundverordnung : 

Die Haushaltsbehörde legt 
den Stellenplan des Zen- 
trums fest. 

Protokoll des Rats zu Ar- 
tikel 1 1 Abs. 3 der Grund- 
verordnung: 

Der Rat erklärt folgendes: 
Der zwingende Beschluß 
der Haushaltsbehörde 
über den Stellenplan prä- 
judiziert nicht die Möglich- 
keit für das Zentrum, im 
Rahmen der Tätigkeiten 
des Zentrums Verträge mit 
Sachverständigen abzu- 
schließen (siehe insbeson- 
dere Artikel 3: Studien- 
verträge; Artikel 5: Ar- 
beitsgruppen). In diesen 
Fällen werden die Aus- 
gaben allerdings nicht un- 
ter den Mitteln für Perso- 
nalausgaben, sondern un- 
ter den Mitteln für opera- 
tionelle Ausgaben des 
Zentrums verbucht. 
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TITEL III 

Ausführung des Einnahmen- 
und Ausgabenplans 


ABSCHNITT I 


ABSCHNITT I 


Allgemeine Bestimmungen 


Allgemeine Bestimmungen 


Artikel 17 

Der Haushaltsplan wird nach dem 
Grundsatz der Trennung von Anwei- 
sungsbefugnis und Rechnungsführung 
ausgeführt. 

Die Verwaltung der Mittel obliegt 
dem Anweisungsbefugten, der allein 
für die Mittelbindungen, die Feststel- 
lung der Forderungen und die Ertei- 
lung der Annahme- und Auszahlungs- 
anordnungen zuständig ist. Der Rech- 
nungsführer führt die Annahme- und 
Auszahlungsanordnungen aus. Die 
Tätigkeit des Anweisungsbefugten ist 
mit derjenigen des Finanzkontrolleurs 
und des Rechnungsführers unverein- 
bar. 


Artikel 17 

Der Einnahmen- und Ausgabenplan 
wird nach dem Grundsatz der Tren- 
nung von Anweisungsbefugnis und 
Rechnungsführung ausgeführt. 

Die Verwaltung der Mittel obliegt 
dem Anweisungsbefugten, der allein 
für die Mittelbindungen, die Feststel- 
lung der Forderungen und die Ertei- 
lung der Annahme- und Auszahlungs- 
anordnungen zuständig ist. Der Rech- 
nungsführer führt die Annahme- und 
Auszahlungsanordnungen aus. Die 
Tätigkeit des An weisungsbefugten ist 
mit derjenigen des Finanzkontrolleurs 
und des Rechnungsführers unverein- 
bar. 


Artikel 18 


Artikel 18 


Grundverordnung 


Die Kommission führt den Haushalts- 
plan in eigener Verantwortung nach 
Maßgabe dieser Haushaltsordnung 
im Rahmen der bewilligten Mittel aus. 

Die Kommission überträgt die zur 
Ausführung der Einzelpläne des Euro- 
päischen Parlaments, des Rates und 
des Gerichtshofes erforderlichen Be- 
fugnisse den betreffenden Organen. 

Mit Ausnahme der in den Artikeln 
43, 52 und 55 genannten Fälle können 
die Kommission und die übrigen Or- 
gane ihre Befugnisse nach Maßgabe 
ihrer Geschäftsordnungen innerhalb 
der in der Übertragungsverfügung 
festzulegenden Grenzen übertragen. 

Die Bevollmächtigten dürfen nur im 
Rahmen der ihnen ausdrücklich über- 
tragenen Befugnisse tätig werden. 

Die Befugnisübertragungen sind nach 
Maßgabe der in Artikel 118 vorgese- 
henen Durchführungsbestimmungen 
allen beteiligten Stellen mitzuteilen. 

Soweit nichts anderes bestimmt wird, 
werden der Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß, der Kontrollausschuß und 
der Rechnungsprüfer der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl bei 
der Anwendung dieser Haushaltsord- 
nung den Organen der Gemeinschaf- 
ten gleichgestellt. 


Der Verwaltungsrat des Zentrums 
führt den Einnahmen- und Ausgaben- 
plan in eigener Verantwortung nach 
Maßgabe dieser Finanzvorschriften 
im Rahmen der bewilligten Mittel aus. 

Der Verwaltungsrat überträgt seine 
Befugnisse nach Maßgabe der von ihm 
festgesetzten Bedingung und inner- 
halb der in der Übertragungsverfü- 
gung festgelegten Grenzen. Die Über- 
tragungsverfügung wird dem Bevoll- 
mächtigten, dem Rechnungsführer, 
dem Finanzkontrolleur und dem Kon- 
trollausschuß mitgeteilt. 


Artikel 4 

(1) Das Zentrum wird 
von einem Verwaltungsrat 
verwaltet . . . 

Artikel 7 

(1) Der Direktor führt die 
Beschlüsse der Verwal- 
tungsrats aus; ihm obliegt 
die tägliche Geschäftsfüh- 
rung des Zentrums. Er 
nimmt die rechtliche Ver- 
tretung des Zentrums 
wahr. 


(5) Er legt dem Verwal- 
tungsrat über seine Ge- 
schäftsführung Rechen- 
schaft ab. 

Verordnung betreffend die 
Gründung einer Stiftung . . 

Artikel 7 

Der Verwaltungsrat ver- 
waltet die Stiftung . . . 

Artikel 9 

(1) Der Direktor leitet 
die Stiftung und führt die 
Beschlüsse des Verwal- 
tungsrats aus. Er gewähr- 
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Artikel 19 

Jedes Organ ernennt einen Finanz- 
kontrolleur, der mit der Kontrolle der 
Mittelbindung und der Anordnung 
aller Ausgaben sowie der Kontrolle 
aller Einnahmen betraut ist. 

Der Finanzkontrolleur nimmt die 
Kontrolle an Hand der Unterlagen 
über Ausgaben und Einnahmen erfor- 
derlichenfalls an Ort und Stelle vor. 

Er kann bei der Ausführung seiner 
Aufgaben von einem oder mehreren 
unterstellten Finanzkontrolleuren un- 
terstützt werden. 

Die besonderen Vorschriften für diese 
Bediensteten, die im Rahmen der in 
Artikel 118 genannten Durchführungs- 
bestimmungen erlassen werden, sind 
so festzusetzen, daß sie die Unab- 
hängigkeit der betreffenden Bedien- 
steten bei der Erfüllung ihrer Aufga- 
ben gewährleisten. Maßnahmen, die 
mit ihrer Ernennung, mit ihrer Beför- 
derung, mit Disziplinarstrafen oder 
Versetzungen und mit den verschie- 
denen Bestimmungen über die Unter- 
brechung des Dienstes oder das Aus- 
scheiden aus dem Dienst im Zusam- 
menhang stehen, müssen Gegenstand 
von mit einer Begründung versehenen 
Verfügungen sein, die dem Europäi- 
schen Parlament, dem Rat und der 
Kommission zur Kenntnisnahme zu 
übermitteln sind. 

Die Betroffenen und die Organe, in 
deren Dienst sie stehen, können beim 
Gerichtshof Klage erheben. 


Artikel 20 

In jedem Organ ist ein Rechnungs- 
führer für die Annahme von Einzah- 
lungen und die Leistung von Auszah- 
lungen zuständig. 


leistet die Rechtsvertre- 
tung der Stiftung. 

In das Ratsprotokoll auf- 
zunehmende Erklärung zu 
Artikel 9 Abs. 1 : 

„Der Direktor ist unbe- 
schadet der Aufgaben des 
Finanzkontrolleurs allein 
zuständig für Mittelbin- 
dungen, für die Feststel- 
lung der Forderung und für 
die Erteilung der Annah- 
me- und Auszahlungsan- 
ordnungen". 


Artikel 19 

Die Kontrolle der Mittelbindung, die 
Auszahlung aller Ausgaben sowie 
die Kontrolle der Feststellung und der 
Einziehung aller Einnahmen des Zen- 
trums erfolgen durch den Finanzkon- 
trolleur der Kommission. 

Der Finanzkontrolleur nimmt die Kon- 
trolle anhand der Unterlagen über 
die Ausgaben und Einnahmen erfor- 
derlichenfalls an Ort und Stelle vor. 


Grundverordnung 

(4) Die Kontrolle der 
Mittelbindung und der 
Auszahlung aller Ausga- 
ben sowie die Kontrolle 
der Feststellung und der 
Einziehung aller Einnah- 
men des Zentrums erfol- 
gen durch den Finanzkon- 
trolleur der Kommission. 


Er kann bei der Ausführung seiner 
Aufgaben von einem oder mehreren 
unterstellten Finanzkontrolleuren un- 
terstützt werden. 


Die besonderen Vorschriften für diese 
Bediensteten, die im Rahmen der in 
Artikel 76 genannten Durchführungs- 
bestimmungen erlassen werden, sind 
so festzusetzen, daß sie die Unab- 
hängigkeit der betreffenden Bedien- 
steten bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben gewährleisten. 


Artikel 20 

Der Verwaltungsrat ernennt einen 
Rechnungsführer für die Annahme 
von Einzahlungen und die Leistung 
von Auszahlungen. 


Grundverordnung 

Artikel 7 Abs. 4 (Zentrum) 
Der Direktor des Zentrums 
besitzt Weisungsbefugnis 
gegenüber dem Personal, 


17 



Drucksache 7/4255 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Der Rechnungsführer wird von dem 
Organ ernannt. 

Unbeschadet der in den Artikeln 4 
und 5 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 vorgesehenen Regelung und 
vorbehaltlich der Artikel 56 Absatz 2 
und 57 kann nur er die Zahlungsmittel 
und anderen Werte verwalten. Er ist 
für ihre Verwahrung verantwortlich. 

Er kann bei der Ausführung seiner 
Aufgaben von einem oder mehreren 
unterstellten Rechnungsführern unter- 
stützt werden, die unter den gleichen 
Bedingungen ernannt werden wie er 
selbst. 

Artikel 21 

(1) Die Mittel werden nach Kapiteln 
und Artikeln gegliedert. 

(2) Die bei den einzelnen Ausgaben- 
kapiteln veranschlagten Mittel dürfen 
nicht für Zwecke eines anderen Aus- 
gabenkapitels verwendet werden. 

(3) Die Kommission kann dem Rat 
jedoch Mittelübertragungen von Ka- 
pitel zu Kapitel vorschlagen. Vor- 
schläge der anderen Organe für Mit- 
telübertragungen von Kapitel zu Kapi- 
tel sind an den Rat weiterzuleiten ; 
die Kommission kann diesen Anträ- 
gen eine Stellungnahme beifügen. 

Der Rat beschließt hierüber mit qua- 
lifizierter Mehrheit unter Berücksich- 
tigung der Dringlichkeit und teilt sei- 
nen Beschluß dem Europäischen Par- 
lament mit. 

Hat er innerhalb einer Frist von sechs 
Wochen keinen Beschluß gefaßt, so 
gelten die Mittelübertragungen als 
genehmigt. 

über die Mittelübertragungen von 
Kapitel zu Kapitel innerhalb des Ti- 
tels I befindet der Rat mit qualifizier- 
ter Mehrheit innerhalb von vier Wo- 
chen. Hat er bis zum Ablauf dieser 
Frist keinen Beschluß gefaßt, so gelten 
die Mittelübertragungen als geneh- 
migt. 

Außer in sehr dringenden Fällen kon- 
sultiert der Rat bei Vorschlägen für 
Mittelübertragungen von Kapitel 
„Vorläufig eingesetzte nicht zweckge- 
bundene Mittel" auf andere Kapitel 
unverzüglich das Europäische Parla- 
ment, sobald er den Vorschlag erhal- 
ten hat. Das Europäische Parlament 
gibt seine Stellungnahme so zeitig ab, 
daß der Rat sie zur Kenntnis nehmen 


Vorbehaltlich der Artikel 42 Absatz 2 
und Artikel 43 kann nur der Rech- 
nungsführer die Zahlungsmittel und 
andere Werte verwalten. Er ist für 
ihre Verwahrung verantwortlich. 

Er kann bei der Ausführung seiner 
Aufgaben von einem oder mehreren 
unterstellten Rechnungsführern unter- 
stützt werden, die unter den gleichen 
Bedingungen ernannt werden wie er 
selbst. 


Artikel 21 

(1) Die Mittel werden nach Kapiteln 
und Artikeln gegliedert. 

(2) Die bei den einzelnen Ausgaben- 
kapiteln veranschlagten Mittel dür- 
fen nicht für Zwecke eines anderen 
Ausgabenkapitels verwendet werden. 

(3) Der Verwaltungsrat kann jedoch ' 
der Kommission Mittelübertragungen 
von Kapitel zu Kapitel vorschlagen. 

Die Kommission beschließt hierüber 
innerhalb eines Monats. Hat sie inner- 
halb dieser Frist keinen Beschluß ge- 
faßt, so gelten die Mittelübertragun- 
gen als genehmigt. 

Mittelübertragungen von Artikel zu 
Artikel können von dem Verwal- 
tungsrat oder durch Befugnisübertra- 
gung von dem Direktor des Zentrums 
im Namen des Zentrums vorgenom- 
men werden. 

Die Kommission wird über diese 
Mittelübertragungen unterrichtet. 

(4) Jeder Vorschlag für eine Mittel- 
übertragung innerhalb der Kapitel 
oder von Kapitel zu Kapitel bedarf 
des Sichtvermerks des Finanzkontrol- 
leurs, der bescheinigt, daß die Mittel 
verfügbar sind. 

(5) Dieser Artikel gilt für die Mittel, 
die zweckgebundenen Einnahmen im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 2 entspre- 
chen, nur insofern, als der Verwen- 
dungszweck dieser Einnahmen nicht 
geändert wird. 


das von ihm eingestellt 
und entlassen wird. 

Artikel 9 (Stiftung) 

(2) Der Direktor hat im 
Rahmen der auf das Per- 
sonal anwendbaren Vor- 
schriften Weisungsbefug- 
nis gegenüber dem Perso- 
nal der Stiftung, das er 
anstellt und aus dem 
Dienst entläßt und dessen 
gefordertes Qualifika- 
tionsniveau er festlegt. 


siehe Erläuterungen zu 
Artikel 18 des vorliegen- 
den Entwurfs. 
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und innerhalb der in dieser Haushalts- 
ordnung vorgesehenen Fristen einen 
Beschluß fassen kann. 

(4) Die Mittelübertragungen von Ar- 
tikel zu Artikel innerhalb der einzel- 
nen Kapitel eines Einzelplans werden 
von der Kommission vorgenommen, 
die darüber je nach Dringlichkeit ent- 
scheidet. Bei den nicht die Kommis- 
sion betreffenden Einzelplänen gilt die 
Übertragung als vollzogen, wenn die 
Kommission nicht binnen sechs Wo- 
chen nach Eingang des Antrags ent- 
schieden hat. 

Jeder Vorschlag für eine Mittelüber- 
tragung innerhalb der Kapitel oder 
von Kapitel zu Kapitel bedarf des 
Sichtvermerks des Finanzkontrolleurs, 
der bescheinigt, daß die Mittel ver- 
fügbar sind. 

(5) Sofern nach Maßgabe des Haus- 
haltsverfahrens nichts anderes be- 
stimmt wird, können nur die Haus- 
haltslinien durch Übertragung mit 
Mitteln ausgestattet werden, für die 
der Haushaltsplan Mittel bewilligt 
oder den Vermerk „zur Erinnerung" 
trägt. 

(6) Dieser Artikel gilt für die Mittel, 
die zweckgebundenen Einnahmen im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 3 entspre- 
chen, nur insofern, als der Verwen- 
dungszweck dieser Einnahmen nicht 
geändert wird. 

Artikel 22 
Abweichend von Artikel 4 

a) kann von Rechnungen durch An- 
weisung des Nettobetrags folgen- 
des abgezogen werden: 

— die einem Vertragspartner auf- 
erlegten Vertragsstrafen, 

— zu Unrecht gezahlte Beträge, 
soweit ihr Ausgleich durch Vor- 
wegabzug von einer Zahlung 
gleicher Art vorgenommen wer- 
den kann, die aus Mitteln des 
gleichen Kapitels, Artikels und 
Haushaltsjahres geleistet wird, 
unter denen der zuviel gezahlte 
Betrag ausgewiesen wurde, 

— der Wert von Geräten und Ma- 
terial für wissenschaftliche und 
technische Zwecke sowie der 
Wert der bei der Neuanschaf- 
fung von Fahrzeugen, Material 
und Anlagen nach Handels- 
brauch in Zahlung gegebenen 
Gegenstände gleicher Art. 


Artikel 22 
Abweichend von Artikel 4 

a) kann von Rechnungen durch An- 
weisung des Nettobetrags folgen- 
des abgezogen werden: 

— die einem Vertragspartner auf- 
erlegten Vertragsstrafen, 

— zu Unrecht gezahlte Beträge, 
soweit ihr Ausgleich durch 
Vorwegabzug von einer Zah- 
lung gleicher Art vorgenommen 
werden kann, die aus Mitteln 
des gleichen Kapitels, Artikels 
und Haushaltsjahres geleistet 
wird, unter denen der zuviel 
gezahlte Betrag ausgewiesen 
wurde, 

— der Wert der bei der Neuan- 
schaffung von Fahrzeugen, Ma- 
terial und Anlagen nach Han- 
delsbrauch in Zahlung gegebe- 
nen Gegenstände gleicher Art. 
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Nadilässe, Rückvergütungen und Nachlässe, Rückvergütungen und Ra- 
Rabatte, die auf Rechnungen in batte, die auf Rechnungen in Abzug 
Abzug gebracht werden, sind nicht gebracht werden, sind nicht gesondert 
gesondert als Einnahme zu buchen; als Einnahme zu buchen; 


b) werden wiederverwendet: 

— die Einnahmen, die sich aus der 
Erstattung zu Unrecht aus Haus- 
haltsmitteln gezahlter Beträge 
ergeben, 

— - die Erlöse aus Lieferungen und 

Leistungen zugunsten anderer 
Organe und Einrichtungen ein- 
schließlich der Erstattung der 
für Rechnung dieser Organe 
oder Einrichtungen vergüteten 
Tagegelder, 

— die vereinnahmten Versiche- 
rungsleistungen, 

— die Erlöse aus dem Verkauf 
von Veröffentlichungen und 
Filmen, 

— die von den Mitgliedstaaten 
auf Grund des Protokolls über 
die Vorrechte und Befreiungen 
vorgenommenen Erstattungen 
der Steuern, die im Preis der an 
die Gemeinschaften gelieferten 
Erzeugnisse oder der ihr er- 
brachten Leistungen enthalten 
waren, 

— die Einnahmen aus entgelt- 
lichen Lieferungen, Leistungen 
und Bauarbeiten, 

— der Erlös aus dem Verkauf von 
Kraftfahrzeugen, Material und 
Anlagen sowie von Geräten 
und Material für wissenschaft- 
liche und technische Zwecke an- 
läßlich ihrer Neuanschaffung. 

Die Wiederverwendung ist jeweils 
vor Abschluß des Haushaltsjahres 
vorzunehmen, das auf das Haus- 
haltsjahr folgt, in dem die Einnah- 
me eingezogen wurde. 


b) werden wiederverwendet: 

— die Einnahmen, die sich aus der 
Erstattung zu Unrecht aus Haus- 
haltsmitteln gezahlter Beträge 
ergeben, 

— die Erlöse aus Lieferungen und 
Leistungen zugunsten anderer 
Organe und Einrichtungen ein- 
schließlich der Erstattung der 
für Rechnung dieser Organe 
oder Einrichtungen vergüteten 
Tagegelder, 

— die vereinnahmten Versiche- 
rungsleistungen, 

— die Erlöse aus dem Verkauf 
von Veröffentlichungen und 
Filmen, 

— die von den Mitgliedstaaten auf 
Grund des Protokolls über die 
Vorrechte und Befreiungen vor- 
genommenen Erstattungen der 
Steuern, die im Preis der an 
das Zentrum gelieferten Er- 
zeugnisse oder der ihm erbrach- 
ten Leistungen enthalten wa- 
ren, 

— die Einnahmen aus entgelt- 
lichen Lieferungen, Leistungen 
und Bauarbeiten, 

— der Erlös aus dem Verkauf von 
Kraftfahrzeugen, Material und 
Anlagen sowie von Geräten 
und Material für wissenschaft- 
liche und technische Zwecke 
anläßlich ihrer Neuanschaffung. 

Die Wiederverwendung ist jeweils 
vor Abschluß des Haushaltsjahres vor- 
zunehmen, das auf das Haushaltsjahr 
folgt, in dem die Einnahme eingezo- 
gen wurde. 


Grundverordnung : 

Artikel 16 Zentrum 
(20 Stiftung) 

Das Protokoll über die 
Vorrechte und Befreiun- 
gen der Europäischen Ge- 
meinschaften gilt für das 
Zentrum (für die Stiftung). 


c) Kursverluste und -gewinne bei der 
Überweisung von Mitteln sowie 
Soll- und Habenzinsen der Kassen- 
führung können gegeneinander 
aufgerechnet werden, wobei nur 
der Saldo als Einnahme oder Aus- 
gabe zu verbuchen ist. 

Der Buchungsplan sieht besondere 
Verbuchungsstellen für die Erfassung 
der Wiederverwendung bei den Ein- 
nahmen und den Ausgaben vor. 


c) Kursverluste und -gewinne bei der 
Überweisung von Mitteln sowie 
Soll- und Habenzinsen der Kassen- 
führung können gegeneinander 
aufgerechnet werden, wobei nur 
der Saldo als Einnahme oder Aus- 
gabe zu verbuchen ist. 

Der Buchungsplan sieht besondere 
Verbuchungsstellen für die Erfassung 
der Wiederverwendung bei den Ein- 
nahmen und den Ausgaben vor. 
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ABSCHNITT II ABSCHNITT II 


Einnahmen und Verwaltung 
der verfügbaren Mittel 

1. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 23 

(1) Alle Maßnahmen, die eine Forde- 
rung der Gemeinschaft begründen 
können, sind von dem zuständigen 
Anweisungsbefugten vorher zu bean- 
tragen. Diese Anträge sind dem Be- 
diensteten zuzuleiten, der bei dem 
betreffenden Organ für die Finanz- 
kontrolle zuständig ist. Sie müssen 
insbesondere Angaben über die Art 
der Einnahme, ihre voraussichtliche 
Höhe und ihre Verbuchungsstelle im 
Haushaltsplan sowie die Bezeichnung 
des Schuldners enthalten. Sie sind von 
dem mit der Finanzkontrolle beauf- 
tragten Bediensteten mit einem Sicht- 
vermerk zu versehen und anschlie- 
ßend unter Bedingungen, die im Rah- 
men der in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen festzule- 
gen sind, einzutragen. Durch den 
Sichtvermerk des mit der Finanz- 
kontrolle beauftragten Bediensteten 
wird bestätigt: 

a) die Richtigkeit der Verbuchungs- 
stelle, 

b) die Ordnungsmäßigkeit und Über- 
einstimmung des Antrags im Hin- 
blick auf die geltenden Bestimmung 
gen, insbesondere den Haushalts- 
plan, die Verordnungen und alle in 
Durchführung der Verträge und 
der Verordnungen erlassenen Vor- 
schriften sowie auf die Grundsätze 
der wirtschaftlichen Haushaltsfüh- 
rung. 

Der Finanzkontrolleur kann seinen 
Sichtvermerk verweigern. Der Anwei- 
sungsbefugte kann sich durch einen 
hinreichend begründeten Beschluß und 
auf seine alleinige Verantwortung 
über diese Verweigerung hinwegset- 
zen. Der Beschluß des Anweisungsbe- 
fugten ist auszuführen; er wird dem 
Finanzkontrolleur zur Kenntnisnahme 
mitgeteilt. Die höchste Stelle jedes 
Organs unterrichtet den Kontrollaus- 
schuß in regelmäßigen Zeitabständen 
über alle ihre Beschlüsse. 


Einnahmen und Verwaltung 
der verfügbaren Mittel 

1. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 23 

(1) Alle Maßnahmen, die eine Forde- 
rung des Zentrums begründen kön- 
nen, sind von dem Anweisungsbefug- 
ten vorher zu beantragen. Diese An- 
träge sind dem Finanzkontrolleur zu- 
zuleiten. Sie müssen insbesondere 
Angaben über die Art der Einnahme, 
ihre voraussichtliche Höhe und ihre 
Verbuchungsstelle im Einnahmen- und 
Ausgabenplan sowie die Bezeichnung 
des Schuldners enthalten. Sie sind 
nach Erteilung des Sichtvermerks des 
Finanzkontrolleurs einzutragen. Durch 
den Sichtvermerk des Finanzkontrol- 
leurs wird bestätigt: 


a) die Richtigkeit der Verbuchungs- 
stelle, 

b) die Ordnungsmäßigkeit und Über- 
einstimmung des Antrags im Hin- 
blick auf die geltenden Bestimmun- 
gen, insbesondere den Einnahmen- 
und Ausgabenplan, die Verord- 
nungen über das Zentrum sowie 
alle in Durchführung der Verträge 
und der Verordnungen erlassenen 
Vorschriften sowie auf die Grund- 
sätze der wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung. 

Der Finanzkontrolleur kann seinen 
Sichtvermerk verweigern. 

Der Anweisungsbefugte kann sich 
durch einen hinreichend begründeten 
Beschluß und auf seine alleinige Ver- 
antwortung über diese Verweigerung 
hinwegsetzen. Der Beschluß des An- 
weisungsbefugten ist auszuführen und 
wird dem Finanzkontrolleur zur 
Kenntnisnahme mitgeteilt. Der Ver- 
waltungsrat des Zentrums unterrich- 
tet den Kontrollausschuß in regelmä- 
ßigen Zeitabständen über diese Be- 
schlüsse. 
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(2) Verzichtet die zuständige Stelle 
des Organs darauf, eine Maßnahme 
zu treffen, die eine Forderung begrün- 
det, oder eine Forderung einzuziehen, 
so muß sie den mit der Finanzkontrol- 
le beauftragten Bediensteten hiervon 
in Kenntnis setzen. 

Stellt der mit der Finanzkontrolle be- 
auftragte Bedienstete fest, daß eine 
Maßnahme, die eine Forderung be- 
gründet, nicht getroffen wurde oder 
daß eine Forderung nicht eingezogen 
wurde, so unterrichtet er hiervon das 
Organ, dem er angehört. 

Artikel 24 

Der Rechnungsführer führt die ord- 
nungsgemäß ausgestellten Annahme- 
anordnungen aus. 

Er hat dafür zu sorgen, daß die Ein- 
nahmen der Gemeinschaften jeweils 
zu dem in den Annahmeanordnungen 
vorgesehenen Zeitpunkt eingehen und 
daß die Rechte der Gemeinschaften 
gewahrt werden. 

Der Rechnungsführer unterrichtet den 
Anweisungsbefugten und den Finanz- 
kontrolleur, wenn die Einnahmen 
nicht innerhalb der vorgesehenen Fri- 
sten eingehen. 

Artikel 25 

Für jede Bareinzahlung in die Kasse 
des Rechnungsführers ist eine Quit- 
tung auszustellen. 

2. Eigene Mittel 

3. Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 

4. Deckung des Kassenmittelbedarfs 
der Gemeinschaften im Rahmen 
der Haushaltsausgaben 


(2) Verzichtet der Verwaltungsaus- 
schuß des Zentrums darauf, eine Maß- 
nahme zu treffen, die eine Forderung 
begründet oder eine Forderung einzu- 
ziehen, so muß er den Finanzkontrol- 
leur hiervon in Kenntnis setzen. 

Stellt der Finanzkontrolleur fest, daß 
eine Maßnahme, die eine Forderung 
begründet, nicht getroffen wurde oder 
daß eine Forderung nicht eingezogen 
wurde, so unterrichtet er hiervon den 
Verwaltungsrat, 

Artikel 24 

Der Rechnungsführer führt die ord- 
nungsgemäß ausgestellten Annahme- 
anordnungen aus. 

Er hat dafür zu sorgen, daß die Ein- 
nahmen des Zentrums jeweils zu dem 
in den Annahme anordnungen vor- 
gesehenen Zeitpunkt eingehen und 
daß die Rechte des Zentrums gewahrt 
werden. 

Der Rechnungsführer unterrichtet den 
Anweisungsbefugten und den Finanz- 
kontrolleur, wenn die Einnahmen 
nicht innerhalb der vorgesehenen Fri- 
sten eingehen. 

Artikel 25 

Für jede Bareinzahlung in die Kasse 
des Rechnungsführers ist eine Quit- 
tung auszustellen. 


Artikel 26 

Der im Haushaltsplan der Europäi- 
schen Gemeinschaften eingesetzte Zu- 
schuß wird an das Zentrum in dreimo- 
natlichen Raten in der ersten Hälfte 
eines jeden Quartals nach den Vor- 
ausschätzungen in Artikel 12 gezahlt. 
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ABSCHNITT III 

Mittelbindung, Feststellung, 
Anordnung und Zahlung 

der Ausgaben 

1. Mittelbindung 

Artikel 40 

(1) Für alle Maßnahmen, die zu einer 
Ausgabe zu Lasten des Haushalts- 
plans führen können, muß der zu- 
ständige Anweisungsbefugte vorher 
einen Mittelbindungsantrag stellen. 
Bei laufenden Ausgaben können Mit- 
telbindungen für einen längeren Zeit- 
raum zusammengefaßt beantragt wer- 
den. 

(2) Bei den Mitteln der Abteilung 
Ausrichtung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft ' gelten als Mittelbin- 
dung die Beschlüsse der Kommission 
gemäß Artikel 7 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70. 

(3) Die Durchführungsbestimmungen 
zu den Absätzen 1 und 2 werden nach 
Maßgabe des Artikels 118 festgelegt. 
Sie müssen die genaue buchmäßige 
Erfassung der Mittelbindungen und 
der Auszahlungsanordnungen entspre- 
chend dem tatsächlichen Bedarf sicher- 
stellen. 

Artikel 41 

Die Mittelbindungsanträge werden 
innerhalb jedes Organs dem Finanz- 
kontrolleur und sodann den mit der 
Rechnungsführung beauftragten 

Dienststellen zugeleitet; auf den An- 
trägen sind insbesondere der Gegen- 
stand der Ausgabe, der voraussicht- 
liche Ausgabenbetrag - soweit mög- 
lich unter Angabe der Währungen ~, 
die Verbuchungsstelle sowie der Zah- 
lungsempfänger anzugeben: nach Er- 
teilung des Sichtvermerks durch den 
Finanzkontrolleur werden die Anträge 
nach Maßgabe der in Artikel 118 vor- 
gesehenen Durchführungsbestimmun- 
gen in ein Verzeichnis eingetragen. 


Artikel 42 

Mit der Erteilung des Sichtvermerks 
durch den Finanzkontrolleur wird für 
die Mittelbindungsanträge folgendes 
bestätigt: 


ABSCHNITT III 

Mittelbindung, Feststellung, 
Anordnung und Zahlung 
der Ausgaben 

1 . Mittelbindung 

Artikel 27 (40) *) 

(1) Für alle Maßnahmen, die zu 
einer Ausgabe zu Lasten des Einnah- 
men- und Ausgabenplans führen kön- 
nen, muß der Anweisungsbefugte vor- 
her einen Mittelbindungsantrag stel- 
len. Bei laufenden Ausgaben können 
Mittelbindungen für einen längeren 
Zeitraum zusammengefaßt beantragt 
werden. 

(2) Die Durchführungsbestimmungen 
zu Absatz 1 müssen die genaue buch- 
mäßige Erfassung der Mittelbindun- 
gen und der Auszahlungsanordnungen 
entsprechend dem tatsächlichen Bedarf 
sicherstellen. 


Artikel 28 (41) 

Die Mittelbindungsanträge werden 
dem Finanzkontrolleur und sodann 
dem Rechnungsführer zugeleitet; auf 
den Anträgen sind insbesondere der 
Gegenstand der Ausgabe, der voraus- 
sichtliche Ausgabenbetrag - soweit 
möglich unter Angabe der Währun- 
gen die Verbuchungsstelle sowie 
der Zahlungsempfänger anzugeben; 
nach Erteilung des Sichtvermerks 
durch den Finanzkontrolleur werden 
sie eingetragen. 


Artikel 29 (42) 

Mit der Erteilung des Sichtvermerks 
durch den Finanzkontrolleur wird für 
die Mittelbindungsanträge folgendes 
bestätigt; 

*) von diesem Artikel an verweist die 
Zahl in Klammern auf den entspre- 
chenden Artikel der Allgemeinen 
Haushaltsordnung. 
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a) die Richtigkeit der Verbuchungs- 
stelle, 

b) die Verfügbarkeit der Mittel, 

c) die Ordnungsmäßigkeit und Über- 
einstimmung der Ausgabe im Hin- 
blick auf die geltenden Bestimmun- 
gen, insbesondere den Haushalts- 
plan, die Verordnungen sowie alle 
in Durchführung der Verträge und 
der Verordnungen erlassenen Vor- 
schriften, 

d) die Einhaltung der Grundsätze der 
wirtschaftlichen Haushaltsführung. 

Der Finanzkontrolleur kann seinen 
Sichtvermerk verweigern, wenn aus 
dem Entlastungsbeschluß ersichtlich 
ist, daß eine Mittelbindung nicht den 
Verordnungen entspricht. 

Die Durchführungsbestimmungen zu 
diesem Absatz werden gemäß Artikel 
118 festgelegt. 

Artikel 43 

Verweigert der Finanzkontrolleur den 
Sichtvermerk, so hat er dies in einer 
schriftlichen Bemerkung hinreichend 
zu begründen. Die Verweigerung wird 
dem Anweisungsbefugten mitgeteilt. 

Wird der Sichtvermerk verweigert 
und erhält der Anweisungsbefugte 
seinen Antrag aufrecht, so wird der 
Antrag in den in Artikel 18 Absätze 1 
und 2 genannten Organen jeweils der 
höchsten Stelle des betroffenen Or- 
gans zur Entscheidung vorgelegt. 

Abgesehen von den Fällen, in denen 
die Verfügbarkeit der Mittel in Frage 
steht, kann sich die betreffende höch- 
ste Stelle durch einen hinreichend be- 
gründeten Beschluß und auf ihre 
alleinige Verantwortung über die 
Verweigerung des Sichtvermerks hin- 
wegsetzen. Dieser Beschluß ist auszu- 
führen; er wird dem Finanzkontrolleur 
zur Kenntnisnahme mitgeteilt. Die 
höchste Stelle jedes Organs unterrich- 
tet den Kontrollausschuß in regel- 
mäßigen Zeitabständen über alle ihre 
Beschlüsse. 

2. Feststellung der Ausgaben 

Artikel 44 

Die Feststellung einer Ausgabe durch 
den Anweisungsbefugten umfaßt: 


a) die Richtigkeit der Verbuchungs- 
stelle, 

b) die Verfügbarkeit der Mittel, 

c) die Ordnungsmäßigkeit und Über- 
einstimmung der Ausgabe im Hin- 
blick auf die geltenden Bestimmun- 
gen, insbesondere auf den Einnah- 
men- und Ausgabenplan, die für 
das Zentrum geltenden Verordnun- 
gen sowie alle in Durchführung 
dieser Verordnung erlassenen 
Vorschriften, 

d) die Einhaltung der Grundsätze der 
wirtschaftlichen Haushaltsführung. 

Der Finanzkontrolleur kann seinen 
Sichtvermerk verweigern, wenn aus 
dem Entlastungsbeschluß ersichtlich 
ist, daß eine Mittelbindung nicht den 
Verordnungen entspricht. 


Artikel 30 (43) 

Verweigert der Finanzkontrolleur den 
Sichtvermerk, so hat er dies in einer 
schriftlichen Bemerkung hinreichend 
zu begründen. Die Verweigerung 
wird dem Anweisungsbefugten mitge- 
teilt. 

Wird der Sichtvermerk verweigert 
und erhält der Anweisungsbefugte 
seinen Antrag aufrecht, so wird der 
Antrag dem Verwaltungsrat zur Ent- 
scheidung vorgelegt. 


Abgesehen von den Fällen, in denen 
die Verfügbarkeit der Mittel in Frage 
steht, kann sich der Verwaltungsrat 
durch einen hinreichend begründeten 
Beschluß und auf seine alleinige Ver- 
antwortung über die Verweigerung 
des Sichtvermerks hinwegsetzen. Die- 
ser Beschluß ist auszuführen; er wird 
dem Finanzkontrolleur zur Kenntnis- 
nahme mitgeteilt. Der Verwaltungsrat 
unterrichtet den Kontrollausschuß in 
regelmäßigen Zeitabständen über alle 
seine Beschlüsse. 


2. Feststellung der Ausgaben 

Artikel 31 (44) 

Die Feststellung einer Ausgabe durch 
den Anweisungsbefugten umfaßt: 
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— die Prüfung des Anspruchs des 
Zahlungsempfängers, 

— die Bestimmung oder Prüfung des 
Bestehens und des Betrages der 
Forderung, 

— die Prüfung der Bedingungen für 
die Fälligkeit der Forderung. 

A r t i k el 45 

Für die Feststellung von Ausgaben ist 
die Vorlage von Belegen erforderlich, 
aus denen der Anspruch des Zah- 
lungsempfängers und die Art der von 
ihm erbrachten Leistung oder das Vor- 
handensein eines Nachweises zur 
Rechtfertigung der Zahlung hervor- 
gehen. Die in Artikel 118 vorgesehnen 
Durchführungsbestimmungen regeln 
Art und Inhalt der Belege, die den 
Auszahlungsanordnungen beizufügen 
sind. 

Der für die Feststellung der Ausga- 
ben zuständige Anweisungsbefugte 
nimmt die Belegprüfung selbst vor 
oder prüft unter eigener Verantwor- 
tung nach, ob diese vorgenommen 
worden ist. 

Artikel 46 

Die Bezüge und Vergütungen sind auf 
Grund von Sammellisten festzustellen, 
die von der für Personalangelegen- 
heiten zuständigen Stelle aufgestellt 
werden, es sei denn, daß eine Einzel- 
feststellung erforderlich ist. 


3. Anordnung der Ausgaben 

Artikel 47 

Durch Ausstellung einer förmlichen 
Auszahlungsanordnung weist der An- 
weisungsbefugte den Rechnungsführer 
an, eine festgestellte Ausgabe zu zah- 
len. 

Artikel 48 

Die Auszahlungsanordnung muß ent- 
halten: 

— das Haushaltsjahr, unter dem die 
Ausgabe verbucht werden soll, 

— den Artikel des Haushaltsplans 
und gegebenenfalls weitere Unter- 
gliederungen, 

— den zu zahlenden Betrag (in Zif- 
fern und in Buchstaben) unter An- 
gabe der Währung, 


— die Prüfung des Anspruchs des 
Zahlungsempfängers, 

— die Bestimmung oder Prüfung des 
Bestehens und des Betrags der 
Forderung, 

— die Prüfung der Bedingungen für 
die Fälligkeit der Forderung. 

Artikel 32 (45) 

Für die Feststellung von Ausgaben 
ist die Vorlage von Belegen erforder- 
lich, aus denen der Anspruch des 
Zahlungsempfängers und die Art der 
von ihm erbrachten Leistung oder das 
Vorhandensein eines Nachweises zur 
Rechtfertigung der Zahlung hervor- 
gehen. 


Der für die Feststellung der Ausgaben 
zuständige Anweisungsbefugte nimmt 
die Belegprüfung selbst vor oder prüft 
unter eigener Verantwortung nach, ob 
diese vorgenommen worden ist. 


3. Anordnung der Ausgaben 

Artikel 33 (47) 

Durch Ausstellung einer förmlichen 
Auszahlungsanordnung weist der An- 
weisungsbefugte den Rechnungsfüh- 
rer an, eine festgestellte Ausgabe zu 
zahlen. 

Artikel 34 (48) 

Die Auszahlungsanordnung muß ent- 
halten: 

— das Haushaltsjahr, unter dem die 
Ausgabe verbucht werden soll, 

— den Artikel des Einnahmen- und 
Ausgabenplans und gegebenenfalls 
weitere Untergliederungen, 

— den zu zahlenden Betrag (in Zif- 
fern und in Buchstaben) unter An- 
gabe der Währung, 
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— Name und Anschrift des Zahlungs- 
empfängers, 

— den Gegenstand der Ausgabe und 

— soweit möglich die Zahlungsform. 

Die Auszahlungsanordnung ist vom 
Anweisungsbefugten zu unterzeichnen 
und mit Datum zu versehen. 

Artikel 49 

Der Auszahlungsanordnung sind die 
in den Durchführungsbestimmungen 
gemäß Artikel 118 festgelegten Ori- 
ginalbelege beizufügen; sie werden 
versehen mit bzw. begleitet von einer 
Bescheinigung, mit der die Richtigkeit 
der zu zahlenden Beträge, der Eingang 
der Lieferungen oder die Ausführung 
der Leistungen sowie gegebenenfalls 
die Eintragung der Gegenstände in 
die Bestandsverzeichnisse der Gemein- 
schaften bestätigt wird. 

Außerdem sind auf der Auszahlungs- 
anordnung Nummer und Datum der 
Sichtvermerke für die entsprechenden 
Mittelbindungen anzugeben. An Stelle 
der Originalbelege können gegebe- 
nenfalls Absdiriften verwendet wer- 
den, deren Übereinstimmung mit dem 
Original von dem Anweisungsbefug- 
ten zu bescheinigen ist. 

Artikel 50 

Bei Abschlagszahlungen sind der 
ersten Auszahlungsanordnung Belege 
beizufügen, aus denen der Anspruch 
des Zahlungsempfängers auf die Ab- 
schlagszahlung hervorgeht. Die be- 
reits vorgelegten Belege sowie die 
nähere Bezeichnung der ersten Aus- 
zahlungsanordnung sind auf den fol- 
genden Auszahlungsanordnungen zu 
vermerken. 

Der Anweisungsbefugte kann dem 
Personal Vorschüsse gewähren, wenn 
dies im Statut oder in einer Vorschrift 
ausdrücklich vorgesehen ist oder 
wenn ein Beamter oder Bediensteter 
auf Rechnung seiner Institution Be- 
träge zu Lasten des Haushaltsplans 
auszulegen hat. 

Außer den Vorschüssen der Zahlstel- 
len im Sinne des Artikels 57 dürfen 
Vorschüsse nur gezahlt werden, wenn 
sie vorher vom Finanzkontrolleur mit 
einem Sichtvermerk versehen worden 
sind. 


— Name und Anschrift des Zahlungs- 
empfängers, 

— den Gegenstand der Ausgabe und 

— soweit möglich, die Zahlungsform. 

Die Auszahlungsanordnung ist vom 
Anweisungsbefugten zu unterzeich- 
nen und mit Datum zu versehen. 

Artikel 35 (49) 

Der Auszahlungsanordnung sind die 
Originalbelege beizufügen; sie wer- 
den versehen bzw. begleitet von einer 
Bescheinigung, mit der die Richtigkeit 
der zu zahlenden Beträge, der Eingang 
der Lieferungen oder die Ausführung 
der Leistungen sowie gegebenenfalls 
die Eintragung der Gegenstände in 
die in Artikel 52 genannten Bestands- 
verzeichnisse bestätigt wird. 


Außerdem sind auf der Auszahlungs- 
anordnung Nummer und Datum der 
Sichtvermerke für die entsprechenden 
Mittelbindungen anzugeben. Anstelle 
der Originalbelege können gegebe- 
nenfalls Abschriften verwendet wer- 
den, deren Übereinstimmung mit dem 
Original von dem Anweisungsbefug- 
ten zu bescheinigen ist. 

Artikel 36 (50) 

Bei Abschlagszahlungen sind der 
ersten Auszahlungsanordnung Belege 
beizufügen, aus denen der Anspruch 
des Zahlungsempfängers auf die Ab- 
schlagszahlung hervorgeht. Die bereits 
vorgelegten Belege sowie die nähere 
Bezeichnung der Auszahlungsanord- 
nung sind auf den folgenden Auszah- 
lungsanordnungen zu vermerken. 

Der Anweisungsbefugte kann dem 
Personal Vorschüsse gewähren, wenn 
dies in einer Vorschrift ausdrücklich 
vorgesehen ist oder wenn ein Bedien- 
steter auf Rechnung des Zentrums 
Beträge zu Lasten des Einnahmen- 
und Ausgabenplans auszulegen hat. 

Außer den Vorschüssen der Zahlstel- 
len im Sinne von Artikel 43 dürfen 
Vorschüsse nur gezahlt werden, wenn 
sie vorher vom Finanzkontrolleur mit 
einem Sichtvermerk versehen worden 
sind. 
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Artikel 51 

Die Auszahlungsanordnungen sind 
dem Finanzkontrolleur zur vorherigen 
Erteilung des Siditvermerks zuzulei- 
ten. 

Durch den vorherigen Sichtvermerk 
werden bestätigt: 

a) die Ordnungsmäßigkeit der Ertei- 
lung der Auszahlungsanordnung. 

b) die Übereinstimmung der Auszah- 
lungsanordnung mit der Mittelbin- 
dung und die Richtigkeit des Be- 
trages, 

c) die Richtigkeit der Verbuchungs- 
stelle, 

d) die Verfügbarkeit der Mittel, 

e) die Ordnungsmäßigkeit der Belege, 

f) die Richtigkeit der Bezeichnung des 
Zahlungsempfängers. 

Artikel 52 

Wird der Sichtvermerk verweigert, so 
findet Artikel 43 Anwendung. 

Artikel 53 

Nach Erteilung des Sichtvermerks 
wird das Original der Auszahlungs- 
anordnung zusammen mit den Belegen 
dem Rechnungsführer zugeleitet. 


Artikel 37 (51) 

Die Auszahlungsanordnungen sind 
dem Finanzkontrolleur zur vorherigen 
Erteilung des Sichtvermerks zuzulei- 
ten. 

Durch den vorherigen Sichtvermerk 
werden bestätigt: 

a) die Ordnungsmäßigkeit der Ertei- 
lung der Auszahlungsanordnung, 

b) die Übereinstimmung der Auszah- 
lungsanordnung mit der Mittelbin- 
dung und die Richtigkeit des Betra- 
ges, 

c) die Richtigkeit der Verbuchungs- 
stelle, 

d) die Verfügbarkeit der Mittel, 

e) die Ordnungsmäßigkeit der Belege, 

f) die Richtigkeit der Bezeichnung 
des Zahlungsempfängers. 

Artikel 38 (52) 

Wird der Sichtvermerk verweigert, 
so findet Artikel 30 Anwendung. 

Artikel 39 (53) 

Nach Erteilung des Sichtvermerks 
wird das Original der Auszahlungsan- 
ordnung zusammen mit den Belegen 
dem Rechnungsführer zugeleitet. 


4. Zahlung der Ausgaben 

Artikel 54 

Durch die Zahlung erfüllt das betref- 
fende Organ seine Verbindlichkeiten 
gegenüber dem Zahlungsempfänger. 

Die Zahlung wird vom Rechnungsfüh- 
rer im Rahmen der verfügbaren Mittel 
bewirkt. 

Liegen sachliche Irrtümer vor oder 
besteht Grund zu der Annahme, daß 
die Zahlung keine schuldbefreiende 
Wirkung hat, oder sind die in dieser 
Haushaltsordnung vorgeschriebenen 
Formen nicht beachtet worden, so hat 
der Rechnungsführer die Zahlung aus- 
zusetzen. . 


4. Zahlung der Ausgaben 

Artikel 40 (54) 

Durch die Zahlung erfüllt das Zen- 
trum seine Verbindlichkeiten gegen- 
über dem Zahlungsempfänger. 

Die Zahlung wird vom Rechnungsfüh- 
rer im Rahmen der verfügbaren Mit- 
tel bewirkt. 

Liegen sachliche Irrtümer vor oder 
besteht Grund zu der Annahme, daß 
die Zahlung keine schuldbefreiende 
Wirkung hat, oder sind die in dieser 
Finanzregelung vorgeschriebenen For- 
men nicht beachtet worden, so hat der 
Rechnungsführer die Zahlung auszu- 
setzen. 


Artikel 55 

Der Rechnungsführer hat die Ausset- 
zung der Zahlung in einer schrift- 
lichen Erklärung zu begründen, die er 
unverzüglich dem Anweisungsbefug- 
ten und zur Kenntnisnahme dem Fi- 
nanzkontrolleur zuleitet. 


Artikel 41 (55) 

Der Rechnungsführer hat die Aus- 
setzung der Zahlung in einer schrift- 
lichen Erklärung zu begründen, die 
er unverzüglich dem Anweisungsbe- 
fugten und zur Kenntnisnahme dem 
Finanzkontrolleur zuleitet. 


Grundverordnung: 

Artikel 5 Zentrum 

Der Verwaltungsrat gibt 
sich seine Geschäftsord- 
nung, die in Kraft tritt, 
wenn der Rat sie nach 
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Außer in den Fällen, in denen Grund 
zu der Annahme besteht, daß die Zah- 
lung keine schuldbefreiende Wirkung 
hat, kann der Anweisungsbefugte die 
vom Organ nach seiner Geschäftsord- 
nung bezeichnete Stelle befassen. Die 
befaßte Stelle kann schriftlich und 
unter eigener Verantwortung anord- 
nen, daß die Zahlung vorgenommen 
wird. 


Außer in den Fällen, in denen Grund 
zu der Annahme besteht, daß die Zah- 
lung keine schuldbefreiende Wirkung 
hat, kann der Anweisungsbefugte die 
von dem Zentrum nach seiner Ge- 
schäftsordnung bezeichnete Stelle be- 
fassen. Die befaßte Stelle kann schrift- 
lich und unter eigener Verantwortung 
anordnen, daß die Zahlung vorgenom- 
men wird. 


Stellungnahme der Kom- 
mission genehmigt hat. 

Artikel 7 Abs. 2 Stiftung 

Der Verwaltungsrat gibt 
sich eine Geschäftsord- 
nung, die in Kraft tritt, 
wenn der Rat sie nach 
Stellungnahme der Kom- 
mission genehmigt hat. 


Artikel 56 

Die Zahlungen sind grundsätzlich über 
ein Bank- oder Postscheckkonto zu 
leisten. 

Die in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen regeln 
im einzelnen, wie diese Konten einzu- 
richten und anzulegen sind und wie 
sie geführt werden. Sie müssen ins- 
besondere bestimmen, welche Zah- 
lungen ausschließlich entweder durch 
Scheck oder durch Bank- oder Post- 
überweisung zu bewirken sind, und 
müssen ferner vorsehen, daß Schecks 
sowie Bank- oder Postüberweisungen 
mit den Unterschriften • zweier ord- 
nungsgemäß ermächtigter Bedienste- 
ter zu versehen sind, darunter not- 
wendigerweise derjenigen des Rech- 
nungsführers, eines unterstellten 
Rechnungsführers oder eines Zahlstel- 
lenverwalters. 


Artikel 42 (56) 

Die Zahlungen sind grundsätzlich über 
ein Bank- oder Postscheckkonto zu 
leisten. 

Die Durchführungsbestimmungen übei 
die Einrichtung, Anlage und Führung 
dieser Konten müssen insbesondere 
regeln, welche Zahlungen ausschließ- 
lich entweder durch Scheck oder durch 
Bank- oder Postüberweisungen zu 
bewirken sind, und außerdem vorse- 
hen, daß Schecks sowie Bank- oder 
Postüberweisungen mit den Unter- 
schriften zweier ordnungsgemäß er- 
mächtigter Bediensteter zu versehen 
sind, darunter notwendigerweise der- 
jenigen des Rechnungsführers, eines 
unterstellten Rechnungsführers oder 
eines Zahlstellenverwalters. 


5. Zahlstellen 

Artikel 57 

Für die Zahlung bestimmter Arten 
von Ausgaben können nach Maßgabe 
der in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen Zahl- 
stellen errichtet werden. 

Die Durchführungsbestimmungen re- 
geln insbesondere: 

— die Einzelheiten der Bestellung der 
Zahlstellenverwalter, 

— die Art und den Höchstbetrag je- 
der zu leistenden Ausgabe, 

— den Höchstbetrag der Vorschüsse, 
die gewährt werden können, 

— die Fristen für die Vorlage der 
Belege, 

— die Verantwortung der Zahlstel- 
lenverwalter. 


5. Zahlstellen 

Artikel 43 (57) 

Für die Zahlung bestimmter Arten 
von Ausgaben können Zahlstellen er- 
richtet werden. 


Die Durchführungsbestimmungen re- 
geln insbesondere: 

— die Einzelheiten der Bestellung der 
Zahlstellenverwalter, 

— die Art und den Höchstbetrag 
jeder zu leistenden Ausgabe, 

— den Höchstbetrag der Vorschüsse, 
die gewährt werden können, 

— die Fristen für die Vorlage der 
Belege, 

— die Verantwortung der Zahlstel- 
lenverwalter. 
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TITEL IV 

Auftragsvergaber 
Bestandsverzeichnisse 
und Rechnungsführung 

ABSCHNITT I 

Auftragsvergabe für Lieferungen, 
Bau- und sonstige Leistungen, 
Mieten 


Artikel 58 

(1) Die Aufträge über die Lieferung 
oder die Vermietung von Bürobedarf, 
Mobiliar und Material sowie Bau- und 
sonstige Leistungen werden in Form 
schriftlicher Verträge vergeben. Die 
Vergabe erfolgt nach Ausschreibung 
im Preis- oder Leistungswettbewerb. 

In den Fällen des Artikels 60 können 
Aufträge jedoch freihändig vergeben 
werden. 

In den Fällen des Artikels 65 können 
Aufträge auch lediglich gegen Rech- 
nung vergeben werden. 

(2) Die Ausschreibungen zur Teil- 
nahme am Wettbewerb werden grund- 
sätzlich in allen Mitgliedstaaten und 
gegebenenfalls, soweit dies mit der 
Entwicklung der Industrien in den Ge- 
meinschaften vereinbar ist, in dritten 
Ländern bekanntgegeben. Bei be- 
stimmten Aufträgen, die nach Wert 
oder Art nicht Gegenstand einer all- 
gemeinen Ausschreibung sein können, 
kann diese Bekanntgabe eingeschränkt 
werden. 

Artikel 59 

(1) Die Vergabe im Preiswettbewerb 
ist eine Maßnahme der Verwaltung 
zwecks Abschluß eines Vertrages, der 
eine Ausschreibung vorausgeht. Hier- 
bei wird öffentlich demjenigen Bieter, 
der das niedrigste unter den formge- 
rechten, vorschriftsmäßigen und ver- 
gleichbaren Angeboten abgegeben 
hat, der Anspruch auf die endgültige 
Erteilung des Zuschlags nach Geneh- 
migung durch den zuständigen An- 
weisungsbefugten zuerkannt. Die Ver- 
gabe im Preiswettbewerb ist dann 
Öffentlich, wenn jeder Bewerber ein 
Angebot einreichen kann; sie wird 
als beschränkt bezeichnet, wenn nur 
solche Bewerber Angebote einreichen 
dürfen, deren Beteiligung auf Grund 
ihrer besonderen Qualifikation be- 
schlossen worden ist. 


Artikel 44 (58) 

(1) Die Aufträge über die Lieferung 
oder die Vermietung von Bürobedarf, 
Mobiliar und Material sowie Bau- und 
sonstige Leistungen werden in Form 
schriftlicher Verträge vergeben. Die 
Vergabe erfolgt nach Ausschreibung 
im Preis- oder Leistungswettbewerb. 

In den Fällen des Artikels 46 können 
Aufträge jedoch freihändig vergeben 
werden. 

In den Fällen des Artikels 50 können 
Aufträge auch lediglich gegen Rech- 
nung vergeben werden. 

(2) Die Ausschreibungen zur Teil- 
nahme am Wettbewerb werden grund- 
sätzlich in allen Mitgliedstaaten und 
gegebenenfalls, soweit dies mit der 
Entwicklung der Industrie in den Ge- 
meinschaften vereinbar ist, in dritten 
Ländern bekanntgegeben. Bei be- 
stimmten Aufträgen, die nach Wert 
oder Art nicht Gegenstand einer all- 
gemeinen Ausschreibung sein kön- 
nen, kann diese Bekanntgabe einge- 
schränkt werden. 

Artikel 45 (59) 

(1) Die Vergabe im Preiswettbewerb 
ist eine Maßnahme der Verwaltung 
zwecks Abschluß eines Vertrags, der 
eine Ausschreibung vorausgeht. Hier- 
bei wird Öffentlich demjenigen Bieter, 
der das niedrigste unter den formge- 
rechten, vorschriftsmäßigen und ver- 
gleichbaren Angeboten abgegeben 
hat, der Anspruch auf die endgültige 
Erteilung des Zuschlags nach Geneh- 
migung durch den zuständigen An- 
weisungsbefugten zuerkannt. Die Ver- 
gabe im Preiswettbewerb ist dann 
öffentlich, wenn jeder Bewerber ein 
Angebot einreichen kann; sie wird 
als beschränkt bezeichnet, wenn nur 
solche Bewerber Angebote einreichen 
dürfen, deren Beteiligung auf Grund 
ihrer besonderen Qualifikation be- 
schlossen worden ist. 
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(2) Bei Vergabe im Leistungswett- 
bewerb wird der Vertrag zwischen 
den Vertragsparteien nach einer Aus- 
schreibung zur Teilnahme an einem 
Wettbewerb abgeschlossen. Hierbei 
kann das Angebot frei gewählt wer- 
den, das hinsichtlich des Preises der 
Leistungen, der sich aus diesen erge- 
benden Betriebskosten, ihres techni- 
schen Werts und ihrer Ausführungs- 
frist sowie der von jedem Bieter gebo- 
tenen fachlichen und finanziellen 
Sicherheiten als am vorteilhaftesten 
befunden wird. 

Die Vergabe im Leistungswettbewerb 
ist dann öffentlich, wenn sie mit einer 
allgemeinen Ausschreibung zur Teil- 
nahme am Wettbewerb verbunden ist; 
sie gilt als beschränkt, wenn sich die 
Ausschreibung nur an dio Bewerber 
wendet, deren Beteiligung auf Grund 
der besonderen Qualifikation be- 
schlossen worden ist. 

(3) Das Ausschreibungsverfahren für 
die Vergabe im Preiswettbewerb und 
im Leistungswettbewerb wird im ein- 
zelnen in den in Artikel 118 vorgese- 
henen Durchführungsbestimmungen 
geregelt. 

Artikel 60 

Die freihändige Vergabe eines Auf- 
trags ist zulässig: 

a) wenn die Auftragssumme bei der 
Beschaffung der Mietung von Büro- 
bedarf, Mobiliar und Material, Bau- 
oder sonstigen Leistungen 5000 
Rechnungseinheiten nicht über- 
steigt, wobei das Organ verpflich- 
tet bleibt, die Unternehmer oder 
Lieferer, welche die den Gegen- 
stand der Vergabe bildenden Lie- 
ferungen oder Leistungen ausfüh- 
ren können, so weit wie möglich 
und mit allen geeigneten Mitteln 
miteinander in Wettbewerb treten 
zu lassen; 

b) wenn die Beschaffung oder die 
Mietung von Bürobedarf, Mobiliar 
und Material, die Bau- oder son- 
stigen Leistungen so dringend sind, 
daß der mit der in Artikel 59 ge- 
nannten Ausschreibung zur Teil- 
nahme an einem Wettbewerb ver- 
bundene Zeitaufwand nicht tragbar 
ist; 

c) wenn die Ausschreibungen zur 
Vergabe im Preis- oder Leistungs- 
wettbewerb ergebnislos geblieben 


(2) Bei der Vergabe im Leistungs- 
wettbewerb wird der Vertrag zwi- 
schen den Vertragsparteien nach einer 
Ausschreibung zur Teilnahme an 
einem Wettbewerb abgeschlossen. 
Hierbei kann das Angebot frei ge- 
wählt werden, das hinsichtlich des 
Preises der Leistungen, der sich aus 
diesen ergebenden Betriebskosten, 
ihres technischen Werts und ihrer 
Ausführungsfrist sowie der von jedem 
Bieter gebotenen fachlichen und finan- 
ziellen Sicherheiten als am vorteilhaf- 
testen befunden wird. 

Die Vergabe im Leistungswettbewerb 
ist dann öffentlich, wenn sie mit einer 
allgemeinen Ausschreibung zur Teil- 
nahme am Wettbewerb verbunden ist. 
Sie gilt als beschränkt, wenn sich die 
Ausschreibung nur an die Bewerber 
wendet, deren Beteiligung auf Grund 
der besonderen Qualifikation be- 
schlossen worden ist. 

(3) Das Ausschreibungsverfahren für 
die Vergabe im Preiswettbewerb oder 
im Leistungswettbewerb wird im ein- 
zelnen in den in Artikel 76 vorgese- 
henen Durchführungsbestimmungen 
geregelt. 

Artikel 46 (60) 

Die freihändige Vergabe eines Auf- 
trags ist zulässig, 

a) wenn die Auftragssumme bei der 
Beschaffung oder der Mietung von 
Bürobedarf, Mobiliar und Material, 
Bau- oder sonstigen Leistungen 
5000 Rechnungseinheiten nicht 
übersteigt, wobei das Zentrum 
verpflichtet bleibt, die Unterneh- 
mer und Lieferer, welche die den 
Gegenstand der Vergabe bilden- 
den Lieferungen oder Leistungen 
ausführen können, soweit wie 
möglich und mit allen geeigneten 
Mitteln miteinander in Wettbe- 
werb treten zu lassen; 

b) wenn die Beschaffung oder die 
Mietung von Bürobedarf, Mobiliar 
und Material, die Bau- oder son- 
stigen Leistungen so dringend 
sind, daß der mit der in Artikel 45 
genannten Ausschreibung zur Teil- 
nahme an einem Wettbewerb ver- 
bundene Zeitaufwand nicht trag- 
bar ist; 

c) wenn die Ausschreibungen zur 
Vergabe im Preis- oder Leistungs- 
wettbewerb ergebnislos geblieben 
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sind oder kein Angebot mit an- sind oder kein Angebot mit an- 
nehmbaren Preisen erbracht haben; nehmbaren Preisen erbracht haben; 

d) wenn mit Rücksicht auf technische d) wenn mit Rücksicht auf technische 

Erfordernisse oder sachliche oder Erfordernisse oder sachliche oder 

rechtliche Umstände die Lieferun- rechtliche Umstände die Lieferun- 
gen, Bau- oder sonstigen Leistun- gen, Bau- oder sonstigen Leistun- 
gen nur von einem bestimmten gen nur von einem bestimmten 

Unternehmer oder Lieferer ausge- Unternehmer oder Lieferer ausge- 
führt werden können; führt werden können; 

e) bei zusätzlichen Aufträgen über e) bei zusätzlichen Aufträgen über 

Bauleistungen, Lieferungen und Bauleistungen, Lieferungen und 

sonstige Leistungen, die technisch sonstigen Leistungen, die technisch 

nicht von dem Hauptauftrag ge- nicht von dem Hauptauftrag ge- 
trennt werden können. trennt werden können. 

Artikel 61 Artikel 47 (61) 

Bei der Vergabe von Aufträgen durch Bei der Vergabe von Aufträgen durch 
die Gemeinschaften dürfen die Ange- das Zentrum dürfen die Angehörigen 
hörigen der Mitgliedstaaten nicht auf der Mitgliedstaaten nicht auf Grund 
Grund ihrer Staatsangehörigkeit un- ihrer Staatsangehörigkeit unterschied- 
terschiedlich behandelt werden. lieh behandelt werden. 

Artikel 62 Artikel 48 (62) 

Aufträge, deren Summe 12 000 Rech- Aufträge, deren Summe 12 000 Rech- 
nungseinheiten übersteigt, werden in nungseinheiten übersteigt, werden 
jedem Organ vor der Entscheidung dem Verwaltungsrat zur Genehmi- 
des Anweisungsbefugten einem Ver- gung vorgelegt, 
gabebeirat zur Begutachtung vorge- 
legt, dessen Arbeitsweise durch die 
in Artikel 118 vorgesehenen Durch- 
führungsbestimmungen geregelt wird. 

A r t i k e 1 63 

Dem in Artikel 62 vorgesehenen Bei- 
rat muß mindestens je ein Vertreter 
der allgemeinen Verwaltung, des Fi- 
nanzdienstes und des mit Rechtsfragen 
betrauten Dienstes angehören; als Be- 
obachter nimmt ein Vertreter des 
Finanzkontrolleurs teil. 

Der Beirat äußert sich gutachtlich über 
die Ordnungsmäßigkeit des einge- 
schlagenen Vergabeverfahrens, die 
Wahl des Lieferers und allgemein zu 
den vorgesehenen Auftragsbedingun- 
gen. 

Der Beirat kann gutachtlich in allen 
anderen Problemen gehört werden, 
welche das in diesem Titel behandelte 
Sachgebiet betreffen. 

Artikel 64 Artikel 49 (64) 

Zur Sicherung der Vertragsausfüh- Zur Sicherung der Vertragsausführung 
rung kann von den Lieferern oder kann von den Lieferern oder Unter- 
Unternehmern im Rahmen der Garan- nehmern im Rahmen der Garantie- 
tiebedingungen verlangt werden, daß bedingungen verlangt werden, daß 
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im voraus eine Sicherheit nach Maß- 
gabe der in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen geleistet 
wird. 

Die Höhe der Sicherheit richtet sich 
nach; 

— den bei den Verträgen über Liefe- 
rungen handelsüblichen Bedingun- 
gen, 

— den besonderen Verdingungsun- 
terlagen für die Ausführung der 
Bauleistungen. 

Bei Leistungen, deren Auftragssum- 
me 100 000 Rechnungseinheiten über- 
steigt, ist die Sicherheitsleistung obli- 
gatorisch. Bis zur endgültigen Abnah- 
me kann eine Sicherheit einbehalten 
werden. 

Bei Nichtausführung oder bei verspä- 
teter Ausführung des Auftrags hält 
sich das Organ schadlos für alle Schä- 
den, Zinsen und Kosten, und zwar in 
Höhe einer angemessenen Wiedergut- 
machung des Schadens, in dem es ins- 
besondere den Betrag von der Sicher- 
heit abzieht, wobei es unerheblich ist, 
ob die Sicherheit unmittelbar von dem 
Lieferer bzw. dem Unternehmer oder 
von einem Dritten geleistet wird. 


im voraus eine Sicherheit geleistet 
wird. 


Die Höhe der Sicherheit richtet sich 
nach: 

— den bei den Verträgen über Lie- 
ferungen handelsüblichen Bedin- 
gungen, 

— den besonderen Verdingungsun- 
terlagen für die Ausführung der 
Bauleistungen. 

Bei Leistungen, deren Auftragssumme 
100 000 Rechnungseinheiten über- 
steigt, ist die Sicherheitsleistung obli- 
gatorisch, Bis zur endgültigen Abnah- 
me kann eine Sicherheit einbehalten 
werden. 

Bei Nicbtausführung oder bei ver- 
späteter Ausführung des Auftrags hält 
sich das Zentrum schadlos für alle 
Schäden, Zinsen und Kosten, und 
zwar in Höhe einer angemessenen 
Wiedergutmachung des Schadens, in- 
dem es insbesondere den Betrag von 
der Sicherheit abzieht, wobei es uner- 
heblich ist, ob die Sicherheit unmittel- 
bar vom Lieferer bzw. dem Unterneh- 
mer oder von einem Dritten geleistet 
wird. 


Artikel 65 

Aufträge können auch lediglich gegen 
Rechnung vergeben werden, wenn der 
voraussichtliche Wert der Lieferung 
oder Leistung 200 Rechnungseinheiten 
nicht übersteigt. Dieser Betrag wird 
für Ausgaben, die außerhalb der vor- 
läufigen Arbeitsorte des Organs getä- 
tigt werden müssen, auf 500 Rech- 
nungseinheiten erhöht. 


Artikel 50 (65) 

Aufträge können auch lediglich gegen 
Rechnung vergeben werden, wenn der 
voraussichtliche Wert der Lieferung 
oder Leistung 200 Rechnungseinhei- 
ten nicht übersteigt. Dieser Betrag 
wird für Ausgaben, die außerhalb des 
Sitzes des Zentrums getätigt werden 
müssen, auf 500 Rechnungseinheiten 
erhöht. 


Der Sitz des Zentrums ist 
Westberlin (Artikel 1 der 
Grundverordnung) 

Der Sitz der Stiftung ist in 
Irland (Artikel 4 Abs. 2 der 
Grundverordnung) 


Artikel 66 

Bei der Vertrags vergäbe nach Maß- 
gabe dieser Haushaltsordnung hat je- 
des Organ die vom Rat zur Durch- 
führung des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft erlassenen Bestimmungen über 
die öffentlichen Arbeiten zu beachten. 


Artikel 51 (66) 

Bei der Vertragsvergabe nach Maß- 
gabe dieser Finanzregelung hat das 
Zentrum die vom Rat zur Durchfüh- 
rung des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
erlassenen Bestimmungen über die 
öffentlichen Arbeiten zu beachten. 
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ABSCHNITT II 


ABSCHNITT II 


Bestandsverzeichnisse über das Bestandsverzeichnisse 

bewegliche und unbewegliche über das bewegliche und 

Vermögen unbewegliche Vermögen 


Artikel 67 

Alle zum Vermögen der Gemeinschaf- 
ten gehörenden beweglichen und un- 
beweglichen Gegenstände werden 
nach dem von der Kommission fest- 
gelegten Muster in laufenden Be- 
standsverzeichnissen mengenmäßig 
erfaßt. In diese Verzeichnisse werden 
bewegliche Gegenstände nur dann 
eingetragen, wenn ihr Wert den Be- 
trag übersteigt, der in den in Artikel 
118 vorgesehenen Durchführungsbe- 
stimmungen festgelegt wird. 

Jedes Organ läßt durch seine eigenen 
Dienststellen die Übereinstimmung 
der Bestandsverzeichnisse mit dem 
tatsächlichen Bestand nachprüfen. 


Artikel 68 

Sollen bewegliche Gegenstände ver- 
äußert werden, so ist dies in geeigne- 
ter Weise zu veröffentlichen; die Ein- 
zelheiten für diese Veröffentlichung 
werden in den in Artikel 118 vorge- 
sehenen Durchführungsbestimmungen 
festgelegt. 

Beamte oder Bedienstete der Organe 
dürfen bewegliche Gegenstände, die 
von diesen veräußert werden, nur er- 
werben, wenn der Verkauf im öffent- 
lichen Preiswettbewerb erfolgt. 


Artikel 69 

Werden im Bestandsverzeichnis ein- 
getragene Gegenstände abgetreten, 
als unbrauchbar aus dem Bestand aus- 
gesondert oder vermietet oder kom- 
men sie durch Verlust, Diebstahl oder 
in sonstiger Weise abhanden, so hat 
der Anweisungsbefugte eine entspre- 
chende Erklärung oder eine Nieder- 
schrift auszustellen, die mit dem Sicht- 
vermerk des Finanzkontrolleurs zu 
versehen ist. 

Aus der Erklärung oder der Nieder- 
schrift muß insbesondere hervorge- 
hen, ob ein Beamter oder Bediensteter 
der Gemeinschaften oder eine andere 
Person zum Schadenersatz herangezo- 
gen werden kann. 


Artikel 52 (67) 

Alle zum Vermögen des Zentrums 
gehörenden beweglichen und unbe- 
weglichen Gegenstände werden nach 
dem von der Kommission festgelegten 
Muster in laufenden Bestandsver- 
zeichnissen mengenmäßig erfaßt. In 
diese Verzeichnisse werden beweg- 
liche Gegenstände nur dann eingetra- 
gen, wenn ihr Wert den Betrag über- 
steigt, der in den in Artikel 76 vorge- 
sehenen Durchführungsbestimmungen 
festgelegt wird. 

Das Zentrum läßt durch seine Dienst- 
stellen die Übereinstimmung der Be- 
standsverzeichnisse mit dem tatsäch- 
lichen Bestand nachprüfen. 


Artikel 53 (68) 

Sollen bewegliche Gegenstände ver- 
äußert werden, so ist dies in geeig- 
neter Weise zu veröffentlichen; die 
Einzelheiten für diese Veröffent- 
lichung werden in den in Artikel 76 
vorgesehenen Durchführungsbestim- 
mungen festgelegt. 

Bedienstete des Zentrums dürfen be- 
wegliche Gegenstände, die von die- 
sem veräußert werden, nur erwerben, 
wenn der Verkauf im öffentlichen 
Preiswettbewerb erfolgt. 


Artikel 54 (69) 

Werden im Bestandsverzeichnis ein- 
getragene Gegenstände abgetreten, 
als unbrauchbar aus dem Bestand aus- 
gesondert oder vermietet oder kom- 
men sie durch Verlust, Diebstahl oder 
in sonstiger Weise abhanden, so hat 
der Anweisungsbefugte eine entspre- 
chende Erklärung oder eine Nieder- 
schrift auszustellen, die mit dem Sicht- 
vermerk des Finanzkontrolleurs zu 
versehen ist. 

Aus der Erklärung oder der Nieder- 
schrift muß insbesondere hervorge- 
hen, ob ein Bediensteter des Zentrums 
oder eine andere Person zum Scha- 
denersatz herangezogen werden kann. 
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Wird unbewegliches Vermögen oder 
werden Großanlagen unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt, so sind ent- 
sprechende Verträge zu erstellen, die 
mit dem Sichtvermerk des Finanz- 
kontrolleurs zu versehen sind; dem 
Rat und dem Europäischen Parlament 
ist hiervon jährlich bei der Vorlage 
des Vorentwurfs des Haushaltsplans 
Mitteilung zu machen. 

Artikel 70 

Neu erworbene bewegliche oder un- 
bewegliche Gegenstände im Sinne des 
Artikels 67 sind jeweils vor der Be- 
zahlung in das laufende Bestandsver- 
zeichnis einzutragen. 

Die erfolgte Eintragung ist auf der 
entsprechenden Rechnung oder dem 
beigefügten Dokument zu vermerken. 


ABSCHNITT III 

Rechnungsführung 

Artikel 71 

Die Rechnungsführung ist nach Kalen- 
derjahren in Form der doppelten Buch- 
führung vorzunehmen. Sie muß sämt- 
liche Einnahmen und Ausgaben in 
voller Höhe erfassen, die unter dem 
betreffenden Haushaltsjahr zu verbu- 
chen sind. Sie stützt sich auf die Be- 
lege. Sie kann unbeschadet des Arti- 
kels 10 in der Währung des Landes 
geführt werden, in dessen Hoheitsge- 
biet sich der Sitz der Gemeinschaften 
befindet, oder gegebenenfalls in den 
Währungen der Länder, in denen sich 
die Forschungsanstalten der Gemein- 
samen Forschungsstelle befinden. 

Die Haushaltsrechnung und die Über- 
sicht über das Vermögen und die 
Schulden werden in Rechnungseinhei- 
ten aufgestellt. 

Bei der Verbuchung aller in Rech- 
nungseinheiten ausgedrückten Beträge 
wird die am Tage der tatsächlichen 
Zahlung oder Überweisung geltende 
Parität zugrunde gelegt. 

Artikel 72 

Die Buchungen im Zusammenhang 
mit der Rechnungsführung über die 
Haushaltsvorgänge und die Rech- 
nungsführung über die Mittelbindun- 
gen und festgestellten Forderungen 


Wird unbewegliches Vermögen oder 
werden Großanlagen unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt, so sind ent- 
sprechende Verträge zu erstellen, die 
mit dem Sichtvermerk des Finanzkon- 
trolleurs zu versehen sind. Der Kom- 
mission ist hiervon jährlich bei der 
Vorlage des Vorentwurfs des Einnah- 
men- und Ausgabenplans Mitteilung 
zu machen. 

Artikel 55 (70) 

Neuerworbene, bewegliche oder un- 
bewegliche Gegenstände im Sinne des 
Artikels 52 sind jeweils vor der Be- 
zahlung in das laufende Bestandsver- 
zeichnis einzutragen. 

Die erfolgte Eintragung ist auf der 
entsprechenden Rechnung oder dem 
beigefügten Dokument zu vermerken. 

ABSCHNITT III 

Rechnungsführung 

Artikel 55 (71) 

Die Rechnungsführung ist nach Kalen- 
derjahren in Form der doppelten 
Buchführung vorzunehmen. Sie muß 
sämtliche Einnahmen und Ausgaben 
in voller Höhe erfassen, die unter 
dem betreffenden Haushaltsjahr zu 
verbuchen sind. Die Rechnungsfüh- 
rung des Zentrums kann in der Wäh- 
rung des Landes geführt werden, in 
dessen Hoheitsgebiet sich der Sitz 
des Zentrums befindet. 


Die Haushaltsrechnung und die Über- 
sicht über das Vermögen und die 
Schulden werden in Rechnungseinhei- 
ten aufgestellt. 

Bei der Verbuchung aller in Rech- 
nungseinheiten ausgedrückten Beträ- 
ge wird die am Tage der tatsächlichen 
Zahlung oder Überweisung geltende 
Parität zugrunde gelegt. 

Artikel 57 (72) 

Die Buchungen im Zusammenhang mit 
der Rechnungsführung über die Haus- 
haltsvorgänge und die Rechnungsfüh- 
rung über die Mittelbindungen und 
festgestellten Forderungen sind nach 
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sind nach einem Buchungsplan vorzu- 
nehmen, dessen Kontengruppen ge- 
nau nach der Geldrechnung und den 
Konten der Haushaltsausgaben und 
-einnahmen getrennt sind. 

Die Buchungen sind in Büchern oder 
auf Karteikarten vorzunehmen. Diese 
müssen einen monatlichen Kontenab- 
schluß über das Vermögen und die 
Schulden sowie eine nach Kapiteln 
und Artikeln gegliederte Übersicht 
über die Haushaltseinnahmen und 
-ausgaben ermöglichen; der Konten- 
abschluß und die Übersicht sind dem 
Finanzkontrolleur zu übermitteln. 


Artikel 73 

Vorbehaltlich der Vorschüsse gemäß 
Artikel 107 werden alle Vorschüsse 
auf einem Verwahrkonto verbucht 
und spätestens in dem Haushaltsjahr 
abgerechnet, das auf die Zahlung die- 
ses Vorschusses folgt. 


Artikel 74 

Die Einzelheiten der Aufstellung und 
Ausführung des Buchungsplans wer- 
den in den in Artikel 118 vorgesehe- 
nen Durchführungsbestimmungen fest- 
gelegt. 

Artikel 75 

Die Bücher werden bei Ablauf des 
Haushaltsjahres abgeschlossen, damit 
die Übersicht über das Vermögen und 
die Schulden der Gemeinschaften und 
die Haushaltsrechnung, die in Titel VI 
dieser Haushaltsordnung vorgesehen 
sind, aufgestellt werden können. Die 
Haushaltsrechnung ist dem Finanz- 
kontrolleur vorzulegen. 


einem Buchungsplan vorzunehmen,, 
dessen Kontengruppen genau nach der 
Geldrechnung und den Konten der 
Haushaltsausgaben und -einnahmen 
getrennt sind. 

Die Buchungen sind in Büchern oder 
auf Karteikarten vorzunehmen. Diese 
müssen einen monatlichen Konten- 
abschluß über das Vermögen und die 
Schulden sowie eine nach Kapiteln 
und Artikeln gegliederte Übersicht 
über die Haushaltseinnahmen und 
-ausgaben ermöglichen. Der Konten- 
abschluß und die Übersicht sind dem 
Finanzkontrolleur zu übermitteln. 

\ 

Artikel 58 (73) 

Alle Vorschüsse werden auf einem 
Verwahrkonto verbucht und späte- 
stens in dem Haushaltsjahr abgerech- 
net, das auf die Zahlung dieses Vor- 
schusses folgt. 


Artikel 59 (74) 

Die Einzelheiten der Aufstellung und 
Ausführung des Buchungsplans wer- 
den in den in Artikel 76 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen festge- 
legt. 

Artikel 60 (75) 

Die Bücher werden bei Ablauf des 
Haushaltsjahres abgeschlossen, damit 
die Übersicht über das Vermögen und 
die Schulden und die Haushaltsrech- 
nung, die in Titel VI vorgesehen sind, 
aufgestellt werden können. Die Haus- 
haltsrechnung ist dem Finanzkontrol- 
leur vorzulegen. 
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Artikel 107 der Allgemei- 
nen Haushaltsordnung be- 
trifft den EAGFL 
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TITEL V 

Verantwortung der Anweisungs- 
befugten, der Finanzkontrolleure, 
der Rechnungsführer und der 
Zahlstellenverwalter 

Artikel 76 

Die Anweisungsbefugten sind diszipli- 
narisch verantwortlich und gegebe- 
nenfalls zum Schadenersatz verpflich- 
tet, wenn sie Forderungen feststellen 
oder Annahmeanordnungen erteilen, 
Zahlungsverpflichtungen eingehen 
oder Auszahlungsanordnungen unter- 
zeichnen, ohne diese Haushaltsord- 
nung und die Ausführungsbestimmun- 
gen zu dieser Haushaltsordnung zu 
beachten. Das gleiche gilt, wenn sie 
es unterlassen, ein Dokument auszu- 
stellen, das eine Forderung begründet, 
oder wenn sie die Erteilung von An- 
nahmeanordnungen ohne Grund un- 
terlassen oder verzögern. 

Artikel 77 

Die Finanzkontrolleure sind für die 
Handlungen, die sie in Erfüllung ihrer 
Aufgaben vornehmen, namentlich, 
wenn sie ihren Sichtvermerk trotz 
Mittelüberschreitung erteilen, diszipli- 
narisch verantwortlich und gegebe- 
nenfalls zum Schadenersatz verpflich- 
tet. 

Artikel 78 

(1) Die Rechnungsführer und die 
unterstellten Rechnungsführer sind für 
die von ihnen geleisteten Zahlungen 
disziplinarisch verantwortlich und ge- 
gebenenfalls zum Schadenersatz ver- 
pflichtet, wenn sie dabei die Bestim- 
mungen des Artikels 54 nicht beach- 
tet haben. 

Sie sind bei Verlust oder Beschädi- 
gung der ihnen anvertrauten Gelder, 
Werte und Dokumente disziplinarisch 
verantwortlich und zum Schadener- 
satz verpflichtet, wenn sie vorsätzlich 
oder grob fahrlässig gehandelt haben. 

Unter den gleichen Bedingungen sind 
sie verantwortlich für die ordnungs- 
mäßige Ausführung der Anordnun- 
gen, die sie hinsichtlich der Ver- 
wendung und Verwaltung der Bank- 
und Postscheckkonten erhalten, und 
zwar namentlich: 

a) wenn die von ihnen vorgenomme- 
nen Zahlungen oder Einziehungen 
nicht den auf den Auszahlungsan- 


TITEL V 

Verantwortung 
der Anweisungsbefugten, 
der Rechnungsführer und der 
Zahlstellenverwalter 

Artikel 61 (76) 

Die Anweisungsbefugten sind diszipli- 
narisch verantwortlich und gegebe- 
nenfalls zum Schadenersatz verpflich- 
tet, wenn sie Forderungen feststellen 
oder Annahme anordnungen erteilen, 
Zahlungsverpflichtungen eingehen 
oder Auszahlungsanordnungen unter- 
zeichnen, ohne diese Finanzvorschrif- 
ten und die Durchführungsbestimmun- 
gen zu diesen Finanzvorschriften zu 
beachten. Das Gleiche gilt, wenn sie 
es unterlassen, ein Dokument auszu- 
stellen, das eine Forderung begrün- 
det, oder wenn sie die Erteilung von 
Annahme anordnungen ohne Grund 
unterlassen oder verzögern. 


Artikel 62 (78) 

(1) Die Rechnungsführer und die un- 
terstellten Rechnungsführer sind für 
die von ihnen geleisteten Zahlungen 
disziplinarisch verantwortlich und ge- 
gebenenfalls zum Schadenersatz ver- 
pflichtet, wenn sie dabei die Bestim- 
mungen des Artikels 40 Abs. 3 nicht 
beachtet haben. 

Sie sind bei Verlust oder Beschädi- 
gung der ihnen anvertrauten Gelder, 
Werte und Dokumente disziplinarisch 
verantwortlich und zum Schadenersatz 
verpflichtet, wenn sie vorsätzlich oder 
grob fahrlässig gehandelt haben. 

Unter den gleichen Bedingungen sind 
sie verantwortlich für die ordnungs- 
gemäße Ausführung der Anordnun- 
gen, die sie hinsichtlich der Verwen- 
dung und Verwaltung der Bank- und 
Postscheckkonten erhalten, und zwar 
namentlich; 

a) wenn die von ihnen vorgenomme- 
nen Zahlungen oder Einziehungen 
nicht den auf den Auszahlungsan- 
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Ordnungen bzw. den Annahmean- 
ordnungen angegebenen Beträgen 
entsprechen, 

b) wenn sie die Zahlungen an andere 
Personen als die Empfangsberech- 
tigten leisten. 

(2) Die Zahlstellenverwalter sind 
disziplinarisch verantwortlich und ge- 
gebenenfalls zum Schadenersatz ver- 
pflichtet: 

a) wenn sie die von ihnen geleisteten 
Zahlungen nicht durch ordnungs- 
mäßige Belege nachweisen kön- 
nen, 

b) wenn sie die Zahlung an eine an- 
dere Person als den Empfangsbe- 
rechtigten leisten. 

Sie sind bei Verlust oder Beschädi- 
gung der ihnen anvertrauten Gelder, 
Werte und Dokumente disziplinarisdi 
verantwortlich und zum Schadener- 
satz verpfli(±itet, wenn sie vorsätzlich 
oder grob fahrlässig gehandelt haben. 

(3) Der Rechnungsführer, die unter- 
stellten Rechnungsführer und die Zahl- 
stellenverwalter versichern sich ge- 
gen die Risiken, denen sie auf Grund 
dieses Artikels ausgesetzt sind. 

Das Organ deckt die betreffenden 
Versicherungskosten nach Maßgabe 
der in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen. 

Den Beamten, die die Eigenschaft 
eines Rechnungsführers, unterstellten 
Rechnungsführers oder Zahlstellen- 
verwalters haben, wird eine Sonder- 
vergütung gewährt. Die betreffenden 
Beträge werden monatlich einem vom 
Organ auf den Namen jedes einzelnen 
dieser Bediensteten eröffneten Konto 
gutgeschrieben, so daß ein Garantie- 
fonds für die Deckung des etwaigen 
Kassen- oder Bankdefizits geschaffen 
wird, für das der Betreffende gege- 
benenfalls verantwortlich ist, soweit 
es nicht aus den Leistungen der Ver- 
sicherungsgesellschaften gedeckt wor- 
den ist. 

Das Guthaben der Garantiekonten 
wird den Betreffenden bei Beendigung 
ihrer Tätigkeit als Rechnungsführer, 
unterstellter Rechnungsführer oder 
Zahlstellenleiter ausgezahlt. 

(4) Die in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen legen 


Ordnungen bzw. den Annahmean- 
ordnungen angegebenen Beträgen 
entsprechen, 

b) wenn sie die Zahlungen an andere 
Personen als die Empfangsberech- 
tigten leisten. 

(2) Die Zahlstellenverwalter sind dis- 
ziplinarisch verantwortlich und gege- 
benenfalls zum Schadenersatz ver- 
pflichtet: 

a) wenn sie die von ihnen geleiste- 
ten Zahlungen nicht durch ord- 
nungsmäßige Belege nachweisen 
können, 

b) wenn sie die Zahlung an eine an- 
dere Person als den Empfangsbe- 
rechtigten leisten. 

Sie sind bei Verlust oder Beschädi- 
gung der ihnen anvertrauten Gelder, 
Werte und Dokumente disziplinarisch 
verantwortlich und zum Schadener- 
satz verpflichtet, wenn sie vorsätzlich 
oder grob fahrlässig gehandelt haben. 

(3) Der Rechnungsführer, die unter- 
stellten Rechnungsführer und die 
Zahlstellenverwalter versichern sich 
gegen die Risiken, denen sie auf 
Grund dieses Artikels ausgesetzt sind. 

Das Zentrum deckt die betreffenden 
Versicherungskosten. 
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fest, welche Gruppen von Beamten 
oder Bediensteten zu Rechnungsfüh- 
rern oder Zahlstellenverwaltern er- 
nannt werden können. 


Artikel 79 


Artikel 63 (79) 


Grundverordnung : 


Die Anweisungsbefugten, Finanzkon- 
trolleure, Rechnungsführer, unterstell- 
ten Rechnungsführer oder Zahlstellen- 
verwalter sind nach Maßgabe des Ar- 
tikels 22 bzw. der Artikel 86 bis 89 des 
Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaft gegebenenfalls zum 
Schadenersatz verpflichtet und diszi- 
plinarisch verantwortlich. 


Die Anweisungsbefugten, Rechnungs- 
führer, unterstellten Rechnungsführer 
oder Zahlstellenverwalter sind für 
die Handlungen, die sie in Erfüllung 
ihrer Aufgaben vornehmen, diszipli- 
narisch verantwortlich und gegebe- 
nenfalls zum Schadenersatz verpflich- 
tet. 


Artikel 13 

Die Bestimmungen betref- 
fend das Personal des 
Zentrums werden vom Rat 
auf Vorschlag der Kom- 
mission erlassen. 


Artikel 80 

Jedes Organ verfügt vom Zeitpunkt 
der Vorlage der Haushaltsrechnung 
an über eine Frist von zwei Jahren, 
um über die Entlastung zu beschlie- 
ßen, die dem Rechnungsführer für die 
betreffenden Rechnungsvorgänge zu 
erteilen ist. 


Artikel 64 (80) 

Das Zentrum verfügt vom Zeitpunkt 
der Vorlage der Haushaltsrechnung 
an über eine Frist von zwei Jahren, 
um über die Entlastung zu beschlie- 
ßen, die dem Rechnungsführer für die 
betreffenden Rechnungsvorgänge zu 
erteilen ist. 
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TITEL VI 

Rechnungslegung 
und Rechnungsprüfung 


ABSCHNITT I 


ABSCHNITT I 


Rechnungslegung 


Rechnungslegung 


Artikel 81 

Die Kommission erstellt die Haus- 
haltsrechnung bis spätestens zum 
1. Juni. 

Der Haushaltsrechnung wird eine 
Analyse der Rechnungsführung im 
betreffenden Jahr vorangestellt. Dar- 
in sind alle Einnahmen und Ausgaben, 
die sich auf das abgelaufene Haus- 
haltsjahr beziehen, für jedes Organ 
der Gemeinschaften auszuweisen. Sie 
hat dieselbe Form und dieselben Un- 
tergliederungen wie der Haushalts- 
plan . . . 


Artikel 65 (81) 

Der Verwaltungsrat erstellt jährlich 
eine Haushaltsrechnung des Zentrums 

Der Haushaltsrechnung wird eine 
Analyse der Rechnungsführer im be- 
treffenden Jahr vorangestellt. Darin 
sind alle Einnahmen und Ausgaben, 
die sich auf das abgelaufene Haus- 
haltsjahr beziehen, auszuweisen. Sie 
hat dieselbe Form und dieselben Un- 
tergliederungen wie der Einnahmen- 
und Ausgabenplan. 


Gurndverordnung : 

Artikel 12 

(2) Der Verwaltungsrat 
übermittelt dem Kontroll- 
ausschuß alljährlich spä- 
testens am 31. März die 
Rechnung für alle Einnah- 
men und Ausgaben des 
Zentrums am abgelaufe- 
nen Haushaltsjahr. Der 
Kontrollausschuß prüft die 
Rechnung gemäß Arti- 
kel 206 Abs. 2 des Ver- 
trags. 


A r t i k e 1 82 

Die Haushaltsrechnung enthält fol- 
gende nach dem Eingliederungsplan 
unterteilte Tabellen: 

(1) eine Einnahmetabelle, die folgen- 
des umfaßt: 

— die Einnahmeansätze des Haus- 
haltsjahres, 

— die Änderungen der Einnahmean- 
sätze auf Grund von Nachtrags- 
oder Berichtigungshaushaltsplä- 
nen, 

— die noch einzuziehenden Beträge 
des vorangegangenen Haushalts- 
jahres, 

— die während des Haushaltsjahres 
festgestellten Forderungen, 

— die eingezogenen Beträge, . 

— die Beträge, die am Ende des 
Haushaltsjahres noch einzuziehen 
sind. 

Dieser Tabelle ist gegebenenfalls eine 
Übersicht über die Salden und die 
Bruttobeträge der in Artikel 22 ge- 
nannten Vorgänge beigefügt; 

(2) eine Tabelle über die Entwick- 
lung der Mittel des Haushaltsjahres, 
aus der folgendes ersichtlich ist: 

— die ursprünglichen Mittelansätze, 

— die Änderungen durch Mittelüber- 
tragungen, 


Artikel 66 (82) 

Die Haushaltsrechnung enthält fol- 
gende, nach dem Eingliederungsplan 
unterteilte Tabellen: 

(1) eine Einnahmetabelle, die folgen- 
des umfaßt: 

— die Einnahmenansätze des Haus- 
haltsjahres, 

— die Änderungen der Einnahmen- 
ansätze auf Grund von Nachtrags- 
und Berichtigungsplänen. 


— die eingezogenen Beträge, 

— die Beträge, die am Ende des 
Haushaltsjahres noch einzuziehen 
sind. 

Dieser Tabelle ist gegebenenfalls eine 
Übersicht über die Salden und die 
Bruttobeträge der in Artikel 22 ge- 
nannten Vorgänge beigefügt; 

(2) eine Tabelle über die Entwick- 
lung der Mittel des Haushaltsjahres, 
aus der folgendes ersichtlich ist: 

■ — die ursprünglichen Mittelansätze, 

— die Änderungen durch Mittelüber- 
tragungen, 
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— die Änderungen durch Nachtrags- 
oder Berichtigungshaushaltspläne, 

— die endgültigen Mittelansätze des 
Haushalts j ahres ; 

(3) eine Ausgabentabelle, aus der die 
Entwicklung der Ausgabemittel des 
Haushaltsjahres und insbesondere 
folgendes ersichtlich ist: 

— die gesamten Ausgabemittel, 

— die zu Lasten des Haushaltsjahres 
gebundenen Mittel, 

— die am Ende des für die Ausfüh- 
rung des Haushaltsplans vorgese- 
henen Zeitraums geleisteten Zah- 
lungen, 

— die Beträge, die bei Abschluß des 
Haushaltsjahres noch zu zahlen 
sind, 

— die auf Grund von Artikel 6 Ab- 
satz 1 Buchstabe c automatisch 
übertragenen Mittel, 

— die in Anwendung von Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe b übertragenen 
Mittel für Aufträge, die nach dem 
15. Dezember des Haushaltsjahres 
vergeben worden sind, 

' — die in Anwendung von Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe b übertrage- 
nen verfügbaren Mittel, 

— die verfügbaren Mittel, die ver- 
fallen. 

Dieser Tabelle ist gegebenenfalls eine 
Übersicht über die Salden und die 
Bruttobeträge der in Artikel 22 ge- 
nannten Vorgänge beigefügt ; 

(4) eine Tabelle über die Entwick- 
lung der aus früheren Haushaltsjah- 
ren übertragenen Mittel, aus der ins- 
besondere folgendes ersichtlich ist; 

— die Höhe der übertragenen Mittel, 

— die am Ende des für die Ausfüh- 
rung des Haushaltsplans vorgese- 
henen Zeitraums verbuchten Zah- 
lungen, 

— die nicht verwendeten Mittel, die 
verfallen, 

— die nicht verwendeten, erneut auf 
das folgende Haushaltsjahr zu 
übertragenden Mittel; 

(5) eine Tabelle, aus der folgendes 
ersichtlich ist: 

— einerseits 

a) die Höhe der von den Gemein- 
schaften gewährten Darlehen, 


— die Änderungen durch Nachtrags- 
oder Berichtigungspläne, 

— die endgültigen Mittelansätze des 
Haushaltsjahres; 

(3) eine Ausgabentabelle, aus der 
die Entwicklung der Ausgabemittel 
des Haushaltsjahres und insbesondere 
folgendes ersichtlich ist: 

— die gesamten Ausgabemittel, 

— die zu Lasten des Haushaltsjahres 
gebundenen Mittel, 

die am Ende des für die Ausfüh- 
rung des Einnahmen- und Ausga- 
benplans vorgesehenen Zeitraums 
geleisteten Zahlungen; 

— die Beträge, die bei Abschluß des 
Haushaltsjahres noch zu zahlen 
sind, 

- — die auf Grund von Artikel 6 Ab- 
satz 1 Buchstabe c automatisch 
übertragenen Mittel, 


— die in Anwendung von Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe b übertrage- 
nen verfügbaren Mittel, 

— die verfügbaren Mittel, die ver- 
fallen. 

Dieser Tabelle ist gegebenenfalls eine 
Übersicht über die Salden und die 
Bruttobeträge der in Artikel 22 ge- 
nannten Vorgänge beigefügt; 

(4) eine Tabelle über die Entwick- 
lung der aus früheren Haushaltsjah- 
ren übertragenen Mittel, aus der ins- 
besondere folgendes ersichtlich ist: 

— die Höhe der übertragenen Mittel, 

— die am Ende des für die Ausfüh- 
rung des Einnahmen- und Ausga- 
benplans vorgesehenen Zeitraums 
verbuchten Zahlungen, 

— die nicht verwendeten Mittel, die 
verfallen, 

— die nicht verwendeten, auf das fol- 
gende Haushaltsjahr zu übertra- 
genden Mittel. 
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b) die Höhe der Rückzahlungen 
auf die aufgenommenen Anlei- 
hen und die Anleihekosten, 

— andererseits 

a) der Betrag der Anleihen, 

b) die Höhe der Rückzahlungen 
auf das Kapital und die Zinsen 
der Darlehen. 

Diesem Konto ist eine Übersicht über 
den Stand der von den Gemeinschaf- 
ten aufgenommenen Anleihen und 
gewährten Darlehen beigefügt. 


Artikel 83 

Die Kommission erstellt innerhalb der 
in Artikel 81 vorgesehenen Frist die 
Übersicht über das Vermögen und die 
Schulden der Gemeinschaften zum 
31. Dezember des abgelaufenen Haus- 
haltsjahres. Dieser Übersicht ist ein 
zum gleichen Zeitpunkt aufgestellter 
Kontenabschluß beigefügt, welcher 
den Kontenstand in Soll und Haben 
sowie die Salden wiedergibt. 

Artikel 84 

Bis spätestens zum 1. Mai teilt jedes 
Organ der Kommission die Angaben 
mit, die sie für die Erstellung der 
Haushaltsrechnung und der Vermö- 
gensübersicht benötigt. 

ABSCHNITT II 

Rechnungsprüfung 
Bestimmungen betreffend 
den Kontrollausschuß 

Artikel 85 

Die den Kontrollausschuß zugewiese- 
nen Befugnisse werden von seinen 
Mitgliedern ausgeübt; sie handeln und 
entscheiden in kollegialer Verantwor- 
tung. 

Er kann eines oder mehrere seiner 
Mitglieder mit bestimmten Nachprü- 
fungsaufgaben oder -arbeiten beauf- 
tragen. Im Rahmen dieses Auftrags 
können sich diese Mitglieder aus eige- 
ner Initiative von Bediensteten des 
Kontrollaussdiusses unterstützen las- 
sen. 

Die Aufgaben, die den Bediensteten 
nach den Absätzen 1 und 2 übertragen 
werden, müssen spezifisch bestimmt 
und auf die für ihre Durchführung er- 


Artikel 67 (83) 

Der Verwaltungsrat erstellt die Über- 
sicht über das Vermögen und die 
Schulden des Zentrums zum 31. De- 
zember des abgelaufenen Haushalts- 
jahres. Dieser Übersicht ist ein zum 
gleichen Zeitpunkt aufgestellter Kon- 
tenabschluß beigefügt, welcher den 
Kontenstand in Soll und Haben sowie 
die Salden wiedergibt. 


Artikel 68 (84) 

Der Verwaltungsrat übermittelt der 
Kommission und dem Kontrollaus- 
schuß alljährlich spätestens am 
31. März die Rechnung für alle Ein- 
nahmen und Ausgaben des Zentrums. 

ABSCHNITT II 

Rechnungsprüfung 

Artikel 69 (85) 

Der Kontrollausschuß übt seine Be- 
fugnisse gegenüber dem Zentrum ge- 
mäß der Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Gemein- 
schaften aus. 
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siehe Erläuterungen zu 
Artikel 65 
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forderliche Zeit begrenzt werden. Sie 
müssen den Behörden, bei denen der 
beauftragte Bedienstete tätig ist, vom 
Kontrollausschuß selbst oder von 
einem seiner Mitglieder mitgeteilt 
werden. 


A r t i k e 1 86 

Jedes Organ übermittelt dem Kon- 
trollausschuß vierteljährlich, späte- 
stens aber in dem Monat nach Ablauf 
des Vierteljahres, die Buchungsbelege, 
insbesondere die Dokumente und Be- 
scheinigungen betreffend die genaue 
Anwendung der Bestimmungen über 
die Ausführung des Haushaltsplans 
sowie die Mittelbindungen, die Zah- 
lung von Ausgaben, die Feststellung 
und die Einziehung von Einnahmen, 
vorbehaltlich der Anwendung des 
Artikels 14 der Verordnung (EWG, 
Euratom, EGKS) Nr, 2/71 und des Ar- 
tikels 87 dieser Haushaltsordnung. 
Der Kontrollausschuß kann an jedes 
Organ Fragen betreffend die genann- 
ten Buchungsbelege richten. 


Artikel 70 (86) 

Das Zentrum übermittelt dem Kon- 
trollausschuß vierteljährlich, späte- 
stens aber in dem Monat nach Ablauf 
des Vierteljahres die Buchungsbelege, 
insbesondere die Dokumente und Be- 
scheinigungen betreffend die genaue 
Anwendung der Bestimmungen über 
die Ausführung des Einnahmen- und 
Ausgabenplans sowie die Mittelbin- 
dungen, die Zahlung von Ausgaben 
sowie die Feststellung und die Ein- 
ziehung von Einnahmen. 

Der Kontrollausschuß kann an das 
Zentrum Fragen betreffend die ge- 
nannten Buchungsbelege richten. 


Verordnung Nr. 2/71 über 
die Anwendung des Be- 
schlusses vom 21. April 
1970 (eigene Mittel) 


Die Haushaltsrechnung und die Ver- 
mögensübersicht werden dem Kon- 
trollausschuß innerhalb der in Arti- 
kel 81 vorgesehenen Frist vorgelegt. 


Artikel 87 

Durch die Prüfung, die vom Kontroll- 
ausschuß an Hand der Rechnungsunter- 
lagen erforderlichenfalls an Ort und 
Stelle durchgeführt wird, stellt dieser 
die Rechtmäßigkeit und Ordnungs- 
mäßigkeit der Einnahmen und Ausga- 
ben im Hinblick auf die Verträge, den 
Haushaltsplan, die Haushaltsordnung 
und alle in Durchführung der Ver- 
träge erlassenen Vorschriften fest und 
überzeugt sich von der Wirtschaftlich- 
keit der Haushaltsführung. 

Bei der Durchführung seiner Aufga- 
ben kann der Kontrollausschuß nach 
Maßgabe des Artikels 89 von allen 
Dokumenten und Informationen be- 
treffend die Rechnungsführung der 
seiner Kontrolle unterliegenden 
Dienststellen oder sonstigen Stellen 
Kenntnis nehmen; er ist befugt, alle 
Bediensteten zu hören, die für Aus- 
gaben- oder Einnahmenvorgänge ver- 
antwortlich sind, und von allen Prü- 
fungsmöglichkeiten Gebrauch zu ma- 
chen, die diesen Stellen eingeräumt 
sind. 
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Um alle Auskünfte zu erhalten, die er 
für die Erfüllung der Aufgabe benö- 
tigt, welche ihm auf Grund der Ver- 
träge und auf Grund der in Durchfüh- 
rung dieser Verträge erlassenen Be- 
stimmungen übertragen ist, kann der 
Kontrollausschuß auf seinen Wunsch 
zu den Maßnahmen hinzugezogen 
werden, welche die Kommission ge- 
mäß den Artikeln 8 und 9 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 und den 
Artikeln 13 und 14 der Verordnung 
(EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 
durchführt. Diese Bestimmung gilt 
auch hinsichtlich der Kontrolle aller 
von den Gemeinschaften geschaffenen 
Fonds. 


Verordnung Nr. 729/70: 
betrifft den EAGFL 


Artikel 88 

Der Kontrollausschuß achtet darauf, 
daß alle Depot- und Kassenbestände 
in Wertpapieren und Mitteln an Hand 
von Bescheinigungen, die von den 
verwahrenden Stellen unterzeichnet 
sind, oder an Hand von amtlichen 
Feststellungsvermerken des Kassen- 
und Wertpapierbestands geprüft wer- 
den. Er kann derartige Prüfungen 
selbst vornehmen. 


Artikel 89 

Die Kommission und die anderen 
Organe gewähren dem Kontrollaus- 
schuß jede Unterstützung und ertei- 
len alle Auskünfte, die letzterer zur 
Erfüllung seiner Aufgabe für erforder- 
lich hält, insbesondere alle Auskünfte, 
über die sie auf Grund der Kontrollen 
verfügen, die sie gemäß der Gemein- 
schaftsregelung bei den Dienststellen 
durchgeführt haben, welche an der 
Haushaltsführung der Gemeinschaften 
beteiligt sind und Ausgaben für Rech- 
nung der Gemeinschaften tätigen. Sie 
halten insbesondere alle Unterlagen 
über die Vergabe von Aufträgen, alle 
Bücher über Kassen- und Sachbestand, 
Buchungsunterlagen, Belege, sich hier- 
auf beziehende Verwaltungsdokumen- 
te, Unterlagen über die Einnahmen 
und Ausgaben, Bestandsverzeichnisse 
sowie Organisations- und Personal- 
Übersichten der Dienststellen, die er 
zur Prüfung der Haushaltsrechnung 
an Hand der Rechnungsunterlagen 
oder an Ort und Stelle für erforder- 
lich hält, zur Verfügung des Kontroll- 
ausschusses. 


Artikel 71 (89) 

Das Zentrum gewährt dem Kontroll- 
ausschuß jede Unterstützung und er- 
teilt alle Auskünfte, die letzterer zur 
Erfüllung seiner Aufgabe für erfor- 
derlich hält. 

Es hält insbesondere alle Unterlagen 
über die Vergabe von Aufträgen, 
alle Bücher über Kassen- und Sach- 
bestand, Buchungsunterlagen, Belege, 
sich hierauf beziehende Verwal- 
tungsdokumente, Unterlagen über 
die Einnahmen und Ausgaben, Be- 
standsverzeichnisse sowie Organisa- 
^ tions- und Personalübersichten der 
Dienststellen, die er zur Prüfung der 
Haushaltsrechnung anhand der Rech- 
nungsunterlagen oder an Ort und 
Stelle für erforderlich hält, zur Verfü- 
gung des Kontrollausschusses. 
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Zu diesem Zweck sind die den Prüfun- 
gen des Kontrollausschusses unterlie- 
genden Bediensteten insbesondere 
verpflichtet, 

a) ihre Kasse zu öffnen sowie die 
Kassen-, Wert- und Sachbestände 
jeglicher Art und die von ihnen 
verwahrten Belege für die Rech- 
nungsführung sowie sämtliche Bü- 
cher und Register und sämtliche 
anderen damit zusammenhängen- 
den Dokumente vorzulegen, 

b) die Korrespondenz und alle son- 
stigen Dokumente vorzulegen, die 
für die vollständige Durchführung 
der Prüfung im Sinne des Artikels 
87 Absatz 1 notwendig sind. 

Die Erteilung der Informationen nach 
Buchstabe b darf nur vom Kontroll- 
ausschuß oder von einem seiner Mit- 
glieder gefordert werden; sie ist 
schriftlich anzufordern. 

Der Kontrollausschuß ist befugt, die 
Dokumente über die Einnahmen und 
Ausgaben der Gemeinschaften zu prü- 
fen, die in den Dienststellen der Or- 
gane, insbesondere in den für die 
Beschlüsse über diese Einnahmen und 
Ausgaben verantwortlichen Dienst- 
stellen verwahrt werden. 

Die Prüfung der Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen 
und Ausgaben sowie die Kontrolle 
der Wirtschaftlichkeit der Haushalts- 
führung erstrecken sich auch auf die 
Verwendung der Gemeinschaftsmittel 
durch Stellen außerhalb der Organe, 
die diese Mittel als Subventionen er- 
halten. 

Die Gewährung von Subventionen an 
Stellen außerhalb der Organe setzt 
voraus, daß der Empfänger der Sub- 
vention ihrer Verwendungsprüfung 
durch den Kontrollausschuß zustimmt. 


Zu diesem Zweck sind die den Prü- 
fungen des Kontrollausschusses unter- 
liegenden Bediensteten insbesondere 
verpflichtet: 

a) ihre Kasse zu öffnen sowie die 
Kassen, Wert- und Sachbestände 
jeglicher Art und die von ihm 
verwahrten Belege für die Rech- 
nungsführung sowie sämtliche 
Bücher und Register und sämtliche 
anderen damit zusammenhängen- 
den Dokumente vorzulegen, 

b) die Korrespondenz und alle son- 
stigen Dokumente vorzulegen, die 
für die vollständige Durchführung 
der Prüfung notwendig sind. 

Die Erteilung der Informationen nach 
Buchstabe b darf nur vom Kontroll- 
ausschuß oder von einem seiner Mit- 
glieder gefordert werden; sie ist 
schriftlich anzufordern. 

Der Kontrollausschuß ist befugt, die 
Dokumente über die Einnahmen und 
Ausgaben zu prüfen, die in den 
Dienststellen des Zentrums, insbeson- 
dere in der für die Beschlüsse über die 
Einnahmen und Ausgaben verantwort- 
lichen Dienststelle verwahrt werden. 


Artikel 90 


Artikel 72 (90) 


Die Bemerkungen, die dem Kontroll- 
ausschuß zur Aufnahme in den in 
Artikel 78 d des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl, in Arti- 
kel 206 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und in Artikel 180 des Vertra- 
ges zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft vorgesehenen Be- 
richt geeignet erscheinen, werden der 


Die Bemerkungen, die dem Kontroll- siehe Erläuterungen zu 

ausschuß zur Aufnahme in seinen Artikel 67 

Bericht geeignet erscheinen, werden 

der Kommission und dem Zentrum zur 

Kenntnis gebracht. 

Das Zentrum übermittelt seine Stel- 
lungnahme gleichzeitig dem Kontroll- 
ausschuß und der Kommission. Der 
Kontrollausschuß fügt seinem Bericht 
eine Beurteilung der Wirtschaftlich- 
keit der Haushaltsführung bei. 
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Kommission und den betroffenen Or- 
ganen zur Kenntnis gebracht. 

Alle Organe übermitteln ihre Stel- 
lungnahme dem Kontrollausschuß. Mit 
Ausnahme der Kommission übermit- 
teln die Organe ihre Stellungnahme 
gleichzeitig der Kommission. Der Kon- 
trollausschuß fügt seinem Jahresbe- 
richt eine Beurteilung der Wirtschaft- 
lichkeit der Haushaltsführung bei. 

Der Rat und das Europäische Parla- 
ment können den Kontrollausschuß 
zusätzlich zu dem Jahresbericht um 
Berichte oder Analysen zu spezifi- 
schen Fragen, die abgeschlossene 
Haushaltsjahre betreffen, ersuchen. 
Der Kontrollausschuß kann dem Rat 
oder dem Europäischen Parlament von 
sich aus ähnliche Berichte oder Ana- 
lysen vorlegen. 


Artikel 91 

Der Kontrollausschuß erstellt seinen 
Bericht über die Haushaltsrechnung 
des abgelaufenen Haushaltsjahres 
spätestens am 15. Juli. 


Er bringt innerhalb der gleichen Frist 
seine Bemerkungen zur Vermögens- 
übersicht vor. 

Die Kommission legt dem Europäi- 
schen Parlament und dem Rat späte- 
stens am 31. Oktober die Haushalts- 
rechnung, die Vermögensübersicht 
und den Bericht des Kontrollausschus- 
ses mit den Stellungnahmen zu den 
Bemerkungen vor. 

Artikel 92 

Vor dem 30. April des folgenden Jah- 
res erteilen der Rat und das Europäi- 
sche Parlament der Kommission Ent- 
lastung zur Ausführung des Haus- 
haltsplans. Kann dieser Termin nicht 
eingehalten werden, so teilt der Rat 
oder das Europäische Parlament der 
Kommission die Gründe für den Auf- 
schub dieser Entscheidung mit. 

Die Organe treffen alle zweckdien- 
liche Maßnahmen, um den in den Ent- 
lastungsbeschlüssen enthaltenen Be- 
merkungen Folge zu leisten. Sie er- 
statten auf Wunsch des Europäischen 
Parlaments oder des Rates Bericht 
über die im Anschluß an diese Bemer- 


Artikel 73 (91) 

Der Kontrollausschuß erstellt seinen 
Bericht über die Haushaltsrechnung 
des abgelaufenen Haushaltsjahres 
spätestens am 15. Juli und übermittelt 
ihn dem Zentrum und der Kommis- 
sion. 

Er bringt innerhalb der gleichen Frist 
seine Bemerkungen zur Vermögens- 
übersicht vor. 

Die Kommission legt dem Europäi- 
schen Parlament und dem Rat spä- 
testens am 31. Oktober die Haushalts- 
rechnung, die Vermögensübersicht 
und den Bericht des Kontrollausschus- 
ses sowie gegebenenfalls ihre Bemer- 
kungen vor. 

Artikel 74 (92) 

Vor dem 30. April des folgenden Jah- 
res erteilen der Rat und das Europäi- 
sche Parlament dem Verwaltungsrat 
Entlastung zur Ausführung des Ein- 
nahmen- und' Ausgabenplans. Kann 
dieser Termin nicht eingehalten wer- 
den, so teilt der Rat oder das Euro- 
päische Parlament dem Verwaltungs- 
rat. die Gründe für den Aufschub die- 
ser Entsdieidung mit. 

Der Verwaltungsrat trifft alle zweck- 
dienlichen Maßnahmen, um den in den 
Entlastungsbeschlüssen enthaltenen 
Bemerkungen Folge zu leisten. Er er- 
stattet auf Wunsch des Europäischen 
Parlaments, des Rates oder der Kom- 


Artikel 12 der Grundver- 
ordnung: 

(3) Die Kommission legt 
dem Rat und dem Euro- 
päischen Parlament spä- 
testens am 31. Oktober die 
Rechnung und den Bericht 
des Kontrollausschusses 
sowie die Bemerkungen 
der Kommission vor. 


Artikel 12 Abs. 3, 2. Satz 
der Grundverordnung: 

Der Rat und das Europäi- 
sche Parlament erteilen 
dem Verwaltungsrat des 
Zentrums nach den in Ar- 
tikel 206 Absatz 4 des 
Vertrages vorgesehenen 
Verfahren Entlastung. 
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kungen getroffenen Maßnahmen und 
insbesondere über die Weisungen, 
die sie an die an der Ausführung des 
Haushaltsplans beteiligten Dienststel- 
len gerichtet haben. Diese Berichte 
werden auch dem Kontrollausschuß 
übermittelt. 

Vorbehaltlich des Absatzes 2 Satz 2 
haben die Organe in einer Anlage zur 
Haushaltsrechnung des folgenden 
Haushaltsjahres Rechensdiaft über die 
Maßnahmen abzulegen, die auf die 
im Entlastungsbeschluß enthaltenen 
Bemerkungen hin getroffen wurden. 


mission Bericht über die im Anschluß 
an diese Bemerkungen getroffenen 
Maßnahmen. Dieser Bericht wird auch 
dem Kontrollausschuß übermittelt. 

Vorbehaltlich des Absatzes 2 Satz 2 
hat das Zentrum in einer Anlage zur 
Haushaltsrechnung des folgenden 
Haushaltsjahres Redienschaft über die 
Maßnahmen abzulegen, die auf die im 
Entlastungsbeschluß enthaltenen Be- 
merkungen hin getroffen wurden. 


TITEL XI TITEL VII 

Schlußbestimmungen Schlußbestimmungen 

Artikel 116 

Das Europäische Parlament und der 
Rat können in den unter ihre Zustän- 
digkeit fallenden Haushaltsfragen alle 
erforderlichen Auskünfte und Nach- 
weise verlangen. 

Der Rat kann sich bei seiner Aufgabe 
von einem Ausschuß unterstützen las- 
sen, der im Rahmen des Ausschusses 
der Ständigen Vertreter eingesetzt 
wird. 


Artikel 117 

Das Europäische Parlament, der Rat 
und die Kommission unterrichten den 
Kontrollausschuß jeweils für ihren 
Teil innerhalb kürzester Frist über 
alle von ihnen gemäß Artikel 3, Arti- 
kel 6 Absätze 2 und 7 und den Arti- 
keln 8, 14 und 21 getroffenen Be- 
schlüsse und Maßnahmen. 

Die Ernennung der Anweisungsbefug- 
ten, der Finanzkontrolleure, der Rech- 
nungsführer und der Zahlstellenver- 
walter sowie die Übertragung von 
Befugnissen auf Grund der Artikel 18, 
19, 20 und 57 werden dem Kontroll- 
ausschuß notifiziert. 

Die Kommission gibt dem Kontroll- 
ausschuß die auf Grund von Artikel 
118 erlassenen Durchführungsbestim- 
mungen bekannt. Außerdem übermit- 
teln die Organe dem Kontrollaus- 
schuß die internen Regelungen, die 
sie auf finanziellem Gebiet erlassen. 


Artikel 75 (117) 

Der Verwaltungsrat des Zentrums un- 
terrichtet den Kontrollausschuß inner- 
halb kürzester Frist über alle von 
ihm gemäß Artikel 3, Artikel 6 Ab- 
satz 6 und Artikel 14 und 21 getrof- 
fenen Beschlüsse und Maßnahmen. 


Die Ernennung der Rechnungsführer, 
der unterstellten Rechnungsführer und 
der Zahlstellenverwalter auf Grund 
der Artikel 20 und 43 wird dem Kon- 
trollausschuß und dem Finanzkontrol- 
leur notifiziert. 


Artikel 3: 

Zuwendungen 

Artikel 6 Absatz 6: 
getrennte Ausweisung in 
der Rechnung des laufen- 
den Haushaltsjahres. 

Artikel 14: 

Feststellung des Haus- 
haltsplans 

Artikel 2 1 : 

Mittelübertragungen in- 
nerhalb des Einnahmen- 
und Ausgabenplans. 

Die Artikel 6 Absatz 2 und 
8 der Allgemeinen Haus- 
haltsordnung betreffen 
jeweils die nichtautomati- 
schen Übertragungen und 
die vorläufigen Zwölftel, 
über die das Zentrum kei- 
ne Entscheidungsbefugnis 
hat. 
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Artikel 118 

Die Kommission erläßt im Benehmen 
mit dem Europäischen Parlament und 
dem Rat nach Stellungnahme der übri- 
gen Organe die Durchführungsbestim- 
mungen zu dieser Haushaltsordnung. 


Artikel 119 

Die auf das Amt für amtliche Veröf- 
fentlichungen der Europäischen Ge- 
meinschaften anwendbaren Sonder- 
bestimmungen sind in Anhang I ent- 
halten, der Teil dieser Haushaltsord- 
nung ist. 

Artikel 120 
Es werden aufgehoben: 


Artikel 121 

Diese Haushaltsordnung tritt am 
1. Mai 1973 in Kraft. 


Artikel 76 (118) 

Der Verwaltungsrat erläßt auf Vor- 
schlag des Direktors nach befürwor- 
tender Stellungnahme des Finanzkon- 
trolleurs die Durchführungsbestim- 
mungen zu dieser Finanzregelung. 


Artikel 77 (121) 

Diese Finanzregelung tritt am fünften 
Tage nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 
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Artikel 18: 

die Notifizierung der Be- 
fugnisübertragungen ist 
im Text vorgesehen. 

Artikel 19: 

da der Finanzkontrolleur 
derjenige der Kommission 
ist, erübrigt sich eine Noti- 
fizierung. 

Artikel 20: 

Ernennung des Rechnungs- 
führers, gegebenenfalls 
der unterstellten Rech- 
nungsführer. 

Artikel 43: 

etwaige Ernennung von 
Zahlstellenverwaltern. 
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Begründung 


Mit Verordnung (EWG) Nr. 337/75 des Rates vom 
10. Februar 1975^) bzw. Verordnung (EWG) Nr. 
1365/75 des Rates vom 26. Mai 1975 2) wurden das 
Europäische Zentrum für die Förderung der Berufs- 
ausbildung und die Europäische Stiftung zur Ver- 
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen ge- 
schaffen. 

Gemäß Artikel 12 Abs. 1 bzw, Artikel 16 Abs. 1 
dieser Verordnungen werden die für das Zentrum 
und die Stiftung geltenden Finanzvorschriften nach 
Artikel 209 des EWG-Vertrages erlassen. Diesem 
Artikel zufolge legt der Rat einstimmig auf Vor- 
schlag der Kommission „die Haushaltsordnung, in 
der insbesondere die Aufstellung und Ausführung 
des Haushaltsplans sowie die Rechnungslegung und 
Rechnungsprüfung im einzelnen geklärt werden" 
fest. 

Der beigefügte Verordnungsentwurf über die für 
das Zentrum und die Stiftung geltenden Finanzvor- 


schriften stellt den Vorschlag der Kommission an den 
Rat dar. 

Bei der Ausarbeitung dieses Entwurfs wurde folgen- 
de in das Protokoll der Ratssitzung vom 10. Dezem- 
ber 1975 anläßlich der Verabschiedung der Verord- 
nung über die Schaffung des Zentrums aufgenom- 
mene Erklärung der Kommission zugrunde gelegt: 

„Die Kommission beabsichtigt, in den für das Zen- 
trum geltenden Finanzvorschriften, die sie Vorschlä- 
gen wird, nur so weit von der allgemeinen Haus- 
haltsordnung abzuweichen, wie dies für die Tätig- 
keit des Zentrums erforderlich ist." 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 39 
vom 13. Februar 1975 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 30. Mai 1975 
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